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Geleitwort des Bundespräsidialamts

Die vorliegende Publikation möchte dazu beitragen, die Geschichte der 
Dienstvilla des Bundespräsidenten in Berlin-Dahlem dokumentarisch auf-
zuarbeiten. Sie entstand auf Initiative von Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier, um an die Verfolgung der Vorbesitzer der Villa in der Pück-
lerstraße, Hugo und Maria Heymann, zu erinnern. Bereits am 4. Juni 2018 
haben der Bundespräsident und Elke Büdenbender eine Gedenktafel vor 
der Dienstvilla im Rahmen eines öffentlichen Einweihungsakts enthüllt. 
Die Rede, die Bundespräsident Steinmeier im Anschluss daran in der 
Dienstvilla vor geladenen Gästen gehalten hat, finden Sie in dieser Publi-
kation. Das Foto entstand unmittelbar nach der Enthüllung der Gedenk-
tafel. Musikalisch wurde diese begleitet von Mieczysław Weinbergs 
 »Prelude op. 100 No. 5« für Cello solo, gespielt von Christoph Heesch.
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Bundespräsident FrankWalter Steinmeier

Ansprache zur Enthüllung einer 
Gedenktafel zur Erinnerung an Hugo und 
Maria Heymann in BerlinDahlem am 
4. Juni 2018

Wir stehen hier – vermutlich – im Salon der Familie Heymann. Frisch ver-
heiratet ziehen Maria und Hugo Heymann 1927 in ihr Haus, richten sich 
ein, planen ihr gemeinsames Leben. Ein Leben, das nur sechs Jahre später 
aus den Fugen geraten sollte. 

Aus den Reichstagswahlen am 31. Juli 1932 geht die NSDAP als stärkste 
Kraft hervor. Die Weimarer Demokratie ist in einem verzweifelten Über-
lebenskampf. Das Parlament durch Notverordnungen praktisch schon ent-
machtet. Mit der SA terrorisiert eine rechtsextremistische Bürgerkriegs-
armee die verbliebenen Kräfte der Demokratie. Es mehren sich Anschläge 
auf politische Gegner und jüdische Einrichtungen. 

In diesem Klima der Gewalt und der Angst warnt der SPD-Reichs-
tagsabgeordnete Sollmann im Herbst 1932 das Ehepaar vor der drohenden 
Machtübernahme der Nationalsozialisten. Hugo Heymann war jüdischen 
Glaubens. Juden, so Sollmanns dringende Warnung, würden in Deutsch-
land schwerste Repressalien drohen. Er rät den Heymanns, »finanziell […] 
beweglich zu sein« und sich »auf grosse Veränderungen in [der] persönli-
chen Lage« einzustellen.

Unter dem Druck drohender Verfolgung verkaufen die Heymanns im 
Februar 1933, nur sieben Tage nach der Machtergreifung, überstürzt das 
Anwesen an einen Verleger, der im Verlauf der 1930er Jahre zum Förde-
rer des NS-Regimes wird. Maria Heymann, spätere Kaps, sie hatte nach 
dem Tod ihres Mannes wieder geheiratet, erinnert sich nach dem Krieg, 
ich zitiere: »Wir hatten das erste Mal zu fühlen bekommen, in welche Lage 
man gedrückt worden war, dass man rechtlos geworden und eine fürchter-
liche Veränderung eingetreten war.« 

Fortan bereiten die Heymanns sich auf ihre Flucht vor: Sie verkau-
fen Hab und Gut, finden zuletzt noch Zuf lucht im Hotel Savoy, sitzen 
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auf gepackten Koffern, bangen um ihre Ausreise. Als die Gestapo den 
 letzten Rest ihres Eigentums aus dem Hotelsafe beschlagnahmt, hat sich 
ihre Hoffnung auf Rettung bereits zerschlagen.

Hugo Heymann war mehrfach verhaftet und tagelang verhört  worden. 
Als er nach einem solchen Verhör freikommt, ist sein Hemd blutver-
schmiert. Wenige Tage später, am 5. Juni 1938, morgen vor 80 Jahren, 
verstirbt Hugo Heymann. Wir wissen, mit welcher Brutalität die Gestapo 
Nazigegner quälte. Wir können nur ahnen, was Hugo Heymann erlitt.

Trotz intensiver Nachforschung wissen wir nicht viel über das Leben des 
Ehepaars, wir haben bislang nicht einmal ein Foto von Hugo Heymann 
finden können. Fast scheint es so, als hätten die Nazis ihr Ziel erreicht, die 
Erinnerung an die Heymanns auszulöschen.

Daran, dass das verhindert wurde und dass wir uns heute in ehrendem 
Gedenken versammeln, waren viele beteiligt. Für Aufklärung und Aufar-
beitung bedanke ich mich bei: 

Dr. Julien Reitzenstein, der mit seinen Nachforschungen den Stein ins 
Rollen brachte; Professor Michael Wildt, der mit seinen Mitarbeitern für 
ein Gutachten intensiv in den erreichbaren Archiven und Quellen recher-
chiert und Kontakt zu den Nachkommen der Familie aufgenommen 
hat, um die Hintergründe des Verkaufs der Villa zu rekonstruieren; Josef 
Schuster, Herrn Nachama und dem Zentralrat der Juden, die uns mit Lei-
denschaft, Rat und Tat begleitet haben; der Stolpersteininitiative, die den 
Heymanns vor ihrer letzten frei gewählten Wohnung in Berlin-Schmar-
gendorf einen weiteren Ort des Gedenkens gewidmet hat; der Bundeszen-
trale für politische Bildung, und der Gedenktafelkommission von Char-
lottenburg-Wilmersdorf.

Ihnen allen möchten meine Frau und ich heute noch einmal ganz aus-
drücklich danken. 

Seit 1962 ist diese Villa im Besitz des Bundes. Sie hat über die Jahr-
zehnte vielen Zwecken gedient. Seit 2004 ist sie – das wissen Sie – der 
dienstliche Wohnsitz des Bundespräsidenten. Für das deutsche Staatsober-
haupt leitet sich aus dieser staatlichen Verwendung eine besondere Verant-
wortung ab – eine Pf licht zur Aufklärung und Erinnerung, die lange auf 
sich hat warten lassen.

Als mich die Erkenntnisse zur Geschichte dieses Hauses erreicht haben, 
war mir wichtig, dass eine Verständigung über ein angemessenes Geden-
ken gefunden würde, bevor meine Frau und ich die Wohnung in der 
Dienstvilla beziehen. Ich freue mich, dass uns das im Verlauf des vergan-
genen Jahres gemeinsam gelungen ist und dass wir es heute umsetzen kön-
nen. Mit der Gedenktafel haben wir heute ein sichtbares und bleibendes 
Zeichen der Erinnerung an Hugo und Maria Heymann enthüllt.
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Aber die Erinnerung darf sich nicht auf die Gedenktafel beschrän-
ken. Wenn wir der Heymanns gedenken, erinnern wir gleichzeitig an die 
ungezählten und an die noch unerzählten Geschichten der Familien, die 
unter dem Rassenwahn und dem Terror des Naziregimes gelitten haben. 
Es gibt in unserer Vergangenheit keinen Raum, vor dem wir die Augen 
verschließen dürfen, keinen Platz für Bagatellisierung oder Verdruckstheit. 
Auch wenn manches scheinbar ganz im Dunkeln liegt oder in Grauberei-
chen verschwimmt, haben wir die Pf licht, es auszuleuchten!

Denn in Aufklärung und in Erinnerung der Verbrechen liegt zugleich 
eine hochaktuelle Verpf lichtung: Der Antisemitismus ist nicht überwun-
den, auch nicht in unserem Land, und er zeigt sein böses Gesicht in viel-
fältigem Gewand. Nichts davon, keinen lauten Antisemitismus, keinen 
leisen, keinen alten und keinen neuen, dürfen wir in Deutschland hinneh-
men – Antisemitismus darf keinen Platz haben in dieser Republik!

Nicht nur eine Gedenktafel, sondern diese Verpf lichtung an uns selbst, 
an jeden von uns, schulden wir Hugo und Maria Heymann. Vielen Dank.
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Claudia Kramatschek

Ein beraubtes Leben:  
Hugo und Maria Heymann

Am 31. Dezember 1932 geht in Berlin ein von der Weltwirtschaftskrise 
und politischer Gewalt geprägtes Jahr zu Ende. Die Weimarer Republik 
befindet sich in einem verzweifelten Überlebenskampf. Das Parlament, 
in dem die Nationalsozialisten trotz herber Verluste bei der Reichstags-
wahl im November die stärkste Fraktion stellen, ist handlungsunfähig 
und durch Notverordnungen des Reichspräsidenten bereits weitgehend 
entmachtet. Derweil trachtet Adolf Hitler danach, endlich an die Macht 
zu gelangen. Und tatsächlich: Wenige Wochen später, am frühen Mittag 
des 30. Januar 1933, leistet Hitler den Amtseid auf die Weimarer Verfas-
sung: »Ich schwöre: Ich werde meine ganze Kraft für das Wohl des deut-
schen Volkes einsetzen und die Gesetze des deutschen Volkes wahren, 
die mir obliegenden Pf lichten gewissenhaft erfüllen und meine Geschäfte 
unparteiisch und gerecht gegen jedermann führen.« Doch auf die rund 
500 000 jüdischen Bürger und Bürgerinnen, die Anfang 1933 in Deutsch-
land leben, kommen schreckliche Zeiten zu. 

Einer von ihnen ist Hugo Heymann. Am 31. Dezember 1881 kommt er 
als Sohn einer wohlhabenden Kaufmannsfamilie in Mannheim zur Welt. 
Anfang März 1920, mit knapp 38 Jahren, tritt Heymann in die Fußstap-
fen seines Vaters: Zusammen mit Norbert Regensburger und Jacob Feitel – 
zwei Kauf leuten, die er womöglich noch aus Mannheim kennt – gründet 
er eine eigene Firma. Ihr Name: Regensburger & Co. Kommanditgesell-
schaft.

Feitel stellt 500 000 Reichsmark Kommanditkapital bereit, Regensbur-
ger und Heymann sind die persönlich haftenden Gesellschafter, die die 
Geschicke des Unternehmens bestimmen. Sie bringen Wissen, Arbeit und 
möglicherweise ebenfalls Kapital ein. Anfänglich im- und exportiert die 
Firma Gebrauchsgegenstände aller Art, darunter französische Parfums. 
Alsbald engagiert sie sich auch in der Herstellung und im Vertrieb von 
künstlichen Perlen und spezialisiert sich schließlich darauf. Die Geschäfte 
scheinen zu f lorieren: Nicht jeder kann sich seinerzeit wie das Gründertrio 
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Geschäftsräume in der Kurfürstenstraße leisten, damals eine der ersten 
Adressen in Berlin. Zeitweilig führt die Firma allein in der Perlenproduk-
tion bis zu 150 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen; von Juni 1921 bis Juni 
1927 existiert eine Zweigstelle in Köln.

Der Spezialist auf dem Gebiet der künstlichen Perlen ist Hugo  Heymann. 
Als gelernter Kaufmann und studierter Chemiker hat er sich durch Reisen 
in die USA sowie vor allem nach Island mehr und mehr mit der Herstellung 
von sogenanntem Fischsilber vertraut gemacht, jener chemisch aus Fisch-
schuppen gewonnenen Substanz, mit der seinerzeit nicht nur Gebrauchs-
gegenstände veredelt, sondern auch künstliche Perlen – sogenannte Nadja-
Perlen – hergestellt werden. Diese sind beliebt, auch weil sie im Vergleich 
zu echten Perlen sehr günstig sind. Eine elterliche Erbschaft ermöglicht es 
Heymann, neue Maschinen zu entwickeln, um das Herstellungsverfahren 
für Fischsilber zu verbessern. Alle Zeichen stehen auf Erfolg.

Heirat und Erwerb der Villa Wurmbach

1926 entschließt sich Heymann, eine Immobilie in Berlin zu erwerben. 
Ein knappes Jahr später, am 20. August 1927, geben sich er und die damals 
35-jährige Maria Gertrud Jussen – Mitte der 1920er Jahre hatte er die 
Tochter eines Tagelöhners kennengelernt – das Ja-Wort in London. Die 
Wahl ihres gemeinsamen Zuhauses fällt auf eine Liegenschaft in der Pück-
lerstraße, entlang derer die Grenze zwischen den beiden betuchten Berli-

Handelsregisterauszug und Gesellschaftervertrag der Firma Regensburger & Co. KG 
aus dem Jahr 1920, siehe Anhang S. 58 – 60
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ner Ortsteilen Schmargendorf und Dahlem verläuft. Das Grundstück wird 
an drei Seiten vom Anwesen des Bankiers Rudolf Löb umschlossen. Der 
Seniorchef des Bankhauses Mendelssohn & Co. ist belgischer Generalkon-
sul, war Berater mehrerer Reichskabinette und Aufsichtsrat anderer 
 Banken. Hugo Heymann wählt sich also eine der besten Wohngegenden 
Berlins.

Dort, in der Pücklerstraße 14, steht die ehemalige Villa Wurmbach zum 
Verkauf: Julius Heinrich Friedrich Wurmbach, ein aus Frankfurt am Main 
stammender Stubenofen-Fabrikant, hatte sich die Villa 1912/13 vom Ber-
liner Architekten Richard Walter im damals angesagten, von britischen 
Landhäusern inspirierten Reformstil errichten lassen. Doch im Okto-
ber 1926 – haben womöglich der Weltkrieg und die bis 1923 andauernde 
Inf lation auch Wurmbach herbe Verluste zugefügt? – erschießt sich der 
einst so renommierte Unternehmer in der eigenen, baulich noch nicht 
ganz fertiggestellten Villa. 

Nur wenige Wochen später, am 19.  November 1926, unterzeichnet 
Hugo Heymann in Anwesenheit des Testamentsvollstreckers Dr. Max 
Otto Wurmbach, Cousin des vormaligen Besitzers, den Kaufvertrag für 
das Anwesen. 

Blick auf die Villa in der Pücklerstraße in heutiger Zeit
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150 000  Reichsmark  – der im Vertrag verwendete Begriff »Goldmark« 
wurde zu dieser Zeit bisweilen verwendet, um auf die Stabilität der neuen 
Währung im Vergleich zur in der Hyperinf lation entwerteten »Papier-
mark« zu verweisen  – zahlt Heymann für das Grundstück samt Villa. 
Umgehend lässt er sie fertigstellen und zudem umfangreiche  Innenarbeiten 
vornehmen, die eine nachhaltige Investition in das neue Anwesen darstel-
len. Mit deren Durchführung betraut er seinen langjährigen Freund Sieg-
fried  Farmann. Der besitzt ein Geschäft für »hochherrschaftliche Haus- 
und Zimmereinrichtungen«; es ist in jenen Jahren das bedeutendste 
Innenarchitekturgeschäft Berlins.

…

Beglaubigte Abschrift des Kaufvertrages aus dem Jahr 1949 zur Vorlage beim Wieder-
gutmachungsamt, in voller Länge siehe Anhang S. 61 – 65

Handschriftliche Bestätigung Siegfried Farmanns über den Umfang der Investitionen 
in die Villa durch die Heymanns aus dem Jahr 1949, siehe Anhang S. 66 f.
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Umgeben von einem exquisiten Ambiente – zur Ausstattung zählen Ölge-
mälde und japanische Vasen, Gobelinsessel und Seidentaft-Decken – pf legt 
das frisch vermählte Paar ab Mitte 1927 in der Pücklerstraße einen groß-
bürgerlichen Lebensstil. Man gibt Soireen, führt einen Salon: Intellektu-
elle und Künstler, Mitglieder der Familie Ullstein sowie Personen aus der 
Berliner Finanz- und Wirtschaftswelt verkehren bei dem Unternehmer. 
Maria Heymann bekleidet die Rolle der eleganten Hausherrin.

Erhoffte Expansion des Geschäfts

Im Sommer 1931 – die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise in Deutsch-
land verschärfen sich zu dieser Zeit deutlich – muss Hugo Heymann als 
Unternehmer zum ersten Mal einen herben finanziellen Einschnitt ver-
kraften. Die Regensburger & Co. Kommanditgesellschaft wird aufge-
löst, weil Jacob Feitel sich aus dem Unternehmen zurückzieht.  Heymann 
und Regensburger – auch er ist jüdischer Herkunft – gehen als Komple-
mentäre getrennte Wege. Regensburger übernimmt unter anderem das 
Parfum geschäft, Heymann die Produktion und den Vertrieb der künst-
lichen  Perlen.

Maria Heymann in Kleid und Reitdress, undatierte Fotografien
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Für seine neuen Büro- und Geschäftsräume wählt Heymann eine nicht min-
der repräsentative Adresse, die Ritterstraße 69 in Kreuzberg. Die Gegend 
um die Ritterstraße gilt in jenen Jahren als »Export-Viertel«. Viele Firmen, 
die dort residieren, sind im Groß- und Außenhandel tätig. Die Lage gilt ent-
sprechend als Aushängeschild. Von dort steuert Heymann den Vertrieb der 
Perlen, deren Herstellung in einem 800 Quadratmeter großen Fabrikge-
bäude in der Rothenbachstraße 32 in Berlin-Heinersdorf erfolgt.  Heymann 
hat weitreichende Pläne: Mithilfe neuer Einsatzmöglichkeiten von Fisch-
silber, so etwa in der Textil- und Autoproduktion, hofft er, das Unterneh-
men ausbauen und den Umsatz steigern zu können. Fischsilberlacke gel-
ten zum Beispiel in der Automobilbranche in Deutschland um 1930 herum 
noch als Neuheit, während sie in den USA bereits seriell eingesetzt werden. 
Trotz Weltwirtschaftskrise, die am härtesten die ärmeren Schichten trifft, 
aber auch unzählige Unternehmerexistenzen vernichtet, gibt es eine Nach-
frage nach Luxusprodukten: Die größten und teuersten Automobile der 
Geschichte, darunter Zwölfzylinder-Fahrzeuge von Horch oder  Maybach, 
werden in jenen Jahren auf den Markt gebracht und – wenn auch in über-
schaubarer Stückzahl – verkauft. Für solche Fahrzeuge sind luxuriöse Innen-
ausstattungen ein Muss. 

Im Oktober 1932 belastet Hugo Heymann allerdings das Grundstück in 
der Pücklerstraße 14 mit einer Hypothek in Höhe von 60 000 Reichsmark. 
Wofür er einen so abgesicherten Kredit aufnahm, erfahren wir aus den 
bislang verfügbaren Quellen nicht. Geschah dies vor dem Hintergrund 

Handelsregisterauszug über die Auf lösung der Firma Regensburger & Co. KG und die 
Fortführung des Geschäfts als Firma Hugo Heymann aus dem Jahr 1931, siehe Anhang 
S. 68 – 70
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der Weltwirtschaftskrise, um geschäftliche Einbußen aufzufangen? Oder 
benötigte der Unternehmer frisches Kapital, um in neue Produktions-
methoden für die Veredlung von Automobilinterieur zu investieren? 
Plante er gar, synthetisches Fischsilber zu entwickeln? Über diese unter-
nehmerischen Motive kann auf dem heutigen Kenntnisstand nur speku-
liert werden. Schließlich wäre es auch denkbar, dass er bereits zu diesem 
Zeitpunkt aus politischen Gründen überlegte, sein Geschäft ins Ausland zu 
verlagern, um der drohenden Verfolgung durch den zur Macht drängen-
den Nationalsozialismus zu entgehen.

Verkauf und drohende Verfolgung

Sicher ist, dass es für Hugo Heymann bereits zu diesem Zeitpunkt kein 
Zurück mehr in sichere Verhältnisse gibt. Eine Machtübernahme Hitlers 
wird zum Jahreswechsel 1932/1933 immer wahrscheinlicher. Die National-
sozialisten verhehlen nicht, dass sie politische Gegner sowie jene, die sie als 
»Fremdkörper« in der »Volksgemeinschaft« diffamieren, aus dem Weg räu-
men und sogar auslöschen wollen. Die SA schwenkt  Hakenkreuzfahnen 
in Cafés und Bierhallen, attackiert am helllichten Tage und unter den 
Augen der Öffentlichkeit politische Gegner, Juden und Ausländer. Nie-
mand, der den Aufstieg der NSDAP verfolgt hatte, konnte überrascht sein: 
Schon 1920 heißt es im Parteiprogramm: »Staatsbürger kann nur sein, wer 
Volksgenosse ist. Volksgenosse kann nur sein, wer deutschen Blutes ist, 
ohne Rücksichtnahme auf Konfession. Kein Jude kann daher Volksge-
nosse sein.« 

Oskar Loerke, Lektor des S. Fischer Verlags und Sekretär der Sektion 
Dichtkunst der Preußischen Akademie der Künste, vermerkt am 4. August 
1932 in seinem Tagebuch: »Mit Zwang ans Verreisen gedacht. Gefühl: ich 
werde vertrieben werden. Die Totengräber Deutschlands werden auch mich 
bei lebendigem Leib begraben.« Der britische Schriftsteller Christopher Isher-
wood wiederum hält wenige Monate später vorweihnachtliche Impressionen 
aus seiner Wahlheimat Berlin fest: »Die ganze Tauentzienstraße entlang«, so 
schreibt er, »stehen Männer, Frauen und kleine Jungen, die Postkarten, Blu-
men, Liederbücher, Haaröl und Armbänder feilbieten. Weihnachtsbäume 
stapeln sich auf dem Mittelweg zwischen den Straßenbahngleisen. Unifor-
mierte SA-Männer klappern mit ihren Sammelbüchsen. In den Seitenstra-
ßen warten Lastwagen voller Polizisten, denn heutzutage kann sich aus jeder 
Menschenansammlung ein politischer Aufstand entwickeln.«

In der Rückschau auf diese Monate schreibt Carl-Herrmann Ebbinghaus 
1946: »Niemand wird behaupten, dass die Deutschen als  Gesamtheit die 
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Juden für ›lebensunwürdig‹ erklärt hätten, wie es Hitler und seine  Apostel 
taten. Aber unverkennbar hatte die Feindschaft gegen die Juden schon vor 
1933 einen Grad angenommen, der für sie höchst gefährlich war.«

Als das Jahr 1932 zu Ende geht – das Jahr, in dem das moralische und 
politische Wertesystem der Weimarer Republik endgültig zerstört wird – 
ist nicht mehr zu übersehen: Politik wird fortan mit den Mitteln der Ge -
walt gemacht. Tatsächlich warnt ein langjähriger Freund der  Heymanns – 
der SPD-Reichstagsabgeordnete Friedrich 
Wilhelm Sollmann, der 1923 kurzzeitig 
Reichsinnenminister war – das Ehepaar be -
reits im Herbst 1932, dass »furchtbare« Zei-
ten für sie und alle Deutschen jüdischen 
Glaubens anbrechen würden. Er rät ihnen, 
»finanziell und geistig beweglich zu sein und 
sich auf grosse Veränderungen in ihrer per-
sönlichen Lage« einzustellen.

Heymann ist von Sollmanns Worten alar-
miert. Etwa zur gleichen Zeit beauftragt 
er einen Makler, um einen Käufer für die 
Villa zu finden. Schon im Dezember 1932 
bringt dieser Heymann mit dem Zeitungs-
verleger Waldemar Gerber in Kontakt. Am 
30. Januar 1933 ernennt Reichspräsident Paul 
von Hindenburg Adolf Hitler zum Reichs-
kanzler. Am 7.  Februar 1933 veräußert Hey-
mann die Villa in der Pücklerstraße 14 an 
Gerber. Der Kaufpreis: 87 500 Reichsmark; 
davon entfallen 86 000 auf das Grundstück 
und die Villa, 1 500 auf die mitverkauften 
Kronleuchter und Läufer. Gerber verpf lichtet sich, eine Teilsumme von 
60 000 Reichsmark bei Übergabe des Grundschuldbriefes und der Abtre-
tungserklärung zu zahlen, also die Hypothek abzulösen; eine zweite Teil-
summe von 27 500 Reichsmark soll Heymann bei Übergabe des Grund-
stücks in bar erhalten.

Die Personalie Waldemar Gerber

Waldemar Gerber ist zu diesem Zeitpunkt Besitzer einer Druckerei und 
gibt unter anderem die »Potsdamer Tageszeitung« heraus, die sich – wie 
so viele Medien ab 1933 – »gleichschalten« lässt und der nationalsozialis-

Eidesstattliche Erklärung 
Friedrich Wilhelm Sollmanns 
aus dem Jahr 1949 über seine 
Warnung der Heymanns vor 
den Nationalsozialisten, siehe 
Anhang S. 71
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tischen Terminologie und Ideologie andient. Gerber tritt zwar nicht in 
die NSDAP ein, jedoch in das Nationalsozialistische Kraftfahrer Korps 
(NSKK). Vor allem aber wird er förderndes Mitglied der SS. Von einem 
solchen wurde neben finanziellen Beiträgen auch erwartet, die Ideolo-
gie der SS mitzutragen. Heinrich Himmler stellte Gerber in Aussicht, den 
lukrativen Auftrag für das »Deutsche Kriminalpolizeiblatt« und die Fahn-
dungskartei erhalten zu können – allerdings unter der Bedingung, dass 
Gerber seinen langjährigen Partner Günther Dreyer aus dem Unterneh-
men drängt, der bei der SS offenbar unerwünscht war. Und in der Tat ent-
fernte Gerber Dreyer, der schon Kompagnon seines Vaters gewesen war. 
Gerbers Zuwendungen an die SS machten sich mit dem lukrativen Auf-
trag rasch bezahlt. 

Doch er hielt sich eine Hintertür offen. So veröffentlichte er unter ande-
rem auch während der NS-Herrschaft Artikel des Publizisten und liberal-
demokratischen Politikers Theodor Heuss (des späteren  Bundespräsidenten), 
obwohl dieser mit einem Publikationsverbot belegt war. Als nach dem 
Krieg während der Entnazifizierung ein »Persilschein« benötigt wurde, 
um die Lizenz für seine Zeitung zurückzuerhalten, präsentierte sich Ger-
ber als jemand, der innerlich antifaschistisch eingestellt war und Heuss 
Publikationsmöglichkeiten bot, als es sonst kaum noch jemand wagte. Ein 

Manöver, das Erfolg hatte: Das Alliierte 
Komitee bescheinigt ihm nach 1945, nur 
nominelles Mitglied des NSKK und för-
derndes Mitglied der SS gewesen zu sein; 
mehrere Zeugen, darunter auch Theodor 
Heuss, attestieren ihm eine antifaschistische 
Haltung. Und doch muss Gerber die Nähe 
zur Reichsführung der SS gesucht haben. Er 
war privat mit dem mächtigen Stellvertreter 
des Reichsführers SS Heinrich Himmler, 
dem Chef der Ordnungspolizei, SS-Oberst-
Gruppenführer Kurt Daluege, bekannt. Bis 
die Rote Armee Berlin und Potsdam er -
reichte, propagierte Gerbers Zeitung den 
»Endsieg« des Deutschen Reiches über die 
»jüdisch-bolschewistischen  Untermenschen«. 
Nicht zuletzt sei daran erinnert, dass das 
Grundstück der Villa – darauf verweist der 

Historiker Julien Reitzenstein – in der Zeit des Nationalsozialismus umge-
ben war von jenem Areal, von dem aus das Institut für wehrwissenschaft-
liche Zweckforschung der Waffen-SS ab 1942 grausame Menschenversu-

Waldemar  Gerber,  geboren 
1888, in einer  undatierten 
 Fotografie
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che in Konzentrationslagern organisierte. Diese Liegenschaft war einst von 
Rudolf Löb bewohnt worden, der als Jude 1939 Deutschland in Richtung 
Argentinien verlassen musste, und hätte durch die Villa abgerundet wer-
den können. Dass auf sie kein Zugriff erfolgte, obwohl die Dachorganisa-
tion des Instituts, die Forschungsgemeinschaft Deutsches Ahnenerbe, 
gerade in Dahlem viele hochwertige Immobilien an sich gebracht hatte, 
könnte als weiteres Indiz für Gerbers gute Beziehungen zur SS gedeutet 
werden. Denn gegen den sehr mächtigen Daluege, so schlussfolgert Reit-
zenstein, zog selbst der einf lussreiche Ahnenerbe-Chef Wolfram Sievers 
den Kürzeren. 

Ein politisch belasteter Immobilienmarkt

Wie auch immer Gerbers politische Haltung in jenen Jahren einzuschätzen 
ist: Heymann fordert für die Villa zunächst 120 000 Reichsmark – Wal-
demar Gerber lehnt ab, er findet den Preis überteuert. Ein zähes Ringen 
beginnt. Im Januar 1933 einigen sich schließlich beide Parteien. Heymann 
ist von seiner ursprünglichen Forderung abgerückt und hat den Preis auf 
86 000 Reichsmark gesenkt. Seine Frau berichtet nach dem Krieg, er sei 
schweißgebadet aus den Verhandlungen heimgekehrt. Am 25.  Februar 
1933 wird das Anwesen vom Grundbuchamt auf Waldemar Gerber über-
schrieben und dieser nach Recht und Gesetz als Eigentümer eingetragen.

Die Angst des jüdischen Verkäufers vor drohender Verfolgung brachte 
Gerber in die Lage, den Preis zu drücken. So nahm die 1938/1939 reichs-

Rückerstattungsantrag Maria Heymanns / Kaps’ bezüglich der Villa in der Pückler-
straße mit ihrer Schilderung der Verkaufsumstände aus dem Jahr 1948, siehe Anhang 
S. 72 – 74
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weit scheinlegalisierte »Arisierung« bereits 1933 ihren Anfang durch ein 
mal offensichtliches, mal indirektes Wechselspiel von ökonomischen, 
 politischen und gesellschaftlichen Kräften, die allesamt die wirtschaftliche 
Ausschaltung der Juden verfolgten.

Nicht zuletzt der Immobilienmarkt ist 1932/33 aufgrund der voran-
gegangenen wirtschaftlichen und politischen Krisen belastet. Vermie-
tete Mehrfamilienhäuser sind einfacher zu verkaufen als eine hochprei-
sige Villa, die praktisch nur für Selbstnutzer infrage kommt. Wer kann, 
versucht Eigentum und Grundstücke so lange wie möglich zu halten, um 
nicht unnötig unter Wert zu verkaufen, da es potenziellen Käufern am 
nötigen Kapital fehlt. In Zehlendorf etwa werden 1932 laut der Zeitschrift 
»Grundeigentum« für ein bebautes Grundstück – von Villa bis Reihen-
haus  – nur noch durchschnittlich 61 600  Reichsmark erzielt. Die Villa 
in der Pücklerstraße 14 veranschlagt das zuständige Finanzamt in einem 
Bescheid vom 15. Februar 1933 mit einem Einheitswert – diese nach einem 
standardisierten Verfahren ermittelte Berechnungsgrundlage für Steuern 
und Abgaben auf Immobilien ist vom tatsächlichen Marktwert zu unter-
scheiden – von 75 600 Reichsmark; noch zwei Jahre zuvor war die Behörde 
von 94 500 Reichsmark ausgegangen.

Erniedrigung und Ausgrenzung: der Beginn der Verfolgung

Hugo Heymanns Hoffnung, einen angemessenen Preis für das Anwesen 
zu erzielen und zumindest seine eigenen Kosten für Kauf, Sanierung und 
Ausstattung zurückzugewinnen, ist Anfang 1933 schlicht aussichtslos. Dass 
Heymann dennoch zu diesem Zeitpunkt verkauft – obwohl er »in geord-
neter günstiger Vermögenslage« noch gut dasteht, wie der die Veräuße-
rung beurkundende Notar Dr. Georg Lehmann nach dem Krieg schriftlich 
festhält –, legt den Schluss nahe, dass der Verkauf unter dem Druck dro-
hender Verfolgung eingeleitet und abgeschlossen worden ist.

Vermutlich ahnt er spätestens nach der Machtübertragung an die Nati-
onalsozialisten am 30.  Januar 1933: Als Jude wird es ihm letztlich nicht 
möglich sein, abzuwarten, bis der Markt sich wieder erholt. Er sieht sich 
aufgrund seiner jüdischen Herkunft ausgenutzt und ausgegrenzt. Er ist 
verzweifelt und bietet seiner Frau an, sich scheiden zu lassen, um wenigs-
tens sie vor den Auswirkungen der beginnenden Verfolgung zu schützen. 
Maria Heymann lehnt – wie viele weitere Male – entschieden ab. In einer 
eidesstattlichen Erklärung schildert sie 1949 in bedrückenden Worten die 
entwürdigenden Umstände des Verkaufs der geliebten Villa:
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»Durch Herrn Gerber, seine Ehefrau und Freunde hatten wir das erste Mal 
zu fühlen bekommen, in welche Lage man gedrückt worden war, dass man 
rechtlos geworden und eine fürchterliche Veränderung eingetreten war. 
[...] Alle späteren Verkäufe unter Zwang und aus Not zur [Bestreit]ung 
unseres Lebensunterhaltes und zur Ermöglichung der Auswande[rung] 
nach Norwegen waren nicht so bitter wie der Verkauf von Pückler[stras]se 
14 seit dem meine seelischen und späteren körperlichen jahr[elang]en Lei-
den begonnen hatten. Die ganzen Jahre über bis zum Zusammenbruch des 
Hitler regimes [ist] mir immer und in erster Linie unsere Behandlung bei 
dem Verkauf [des] Grundstücks in Dahlem vor Augen gestanden.«

Systematische Entrechtung

Tatsächlich richtet sich der politische Terror der Nationalsozialisten nur 
wenige Wochen nach Hitlers Machtübernahme nun ganz offen gegen 
Juden und ihre Geschäfte: Bereits nach der Reichstagswahl am 5. März 
1933 sehen diese sich in vielen Teilen des Landes offenen antisemitischen 
Übergriffen und Attacken ausgesetzt. Berlin, damals eine der größten 
Industriestädte der Welt und ein internationales Handelszentrum, ver-
zeichnet zu diesem Zeitpunkt rund 50 000 jüdische Unternehmen, die für 
das Wirtschaftsleben der Stadt von großer Bedeutung sind.

Heinz Ullstein etwa, der Enkel des Verlagsgründers Leopold Ullstein, 
wird im März 1933 von der SA verhaftet, ebenso ein weiteres Mitglied der 
Führungsriege des Verlags. Ab 1. April 1933 schließlich postieren sich in 
Berlin und ganz Deutschland SA-Angehörige vor jüdischen Geschäften, 
Kunden werden aufgefordert, diese zu »boykottieren« – und körperlich 
bedroht, sofern sie der Aufforderung keine Folge leisten. Der »Judenboy-
kott« bleibt als markantes Symbol für die beginnende organisierte wirt-
schaftliche Ausgrenzung der Juden und Jüdinnen in Erinnerung.

Selbst in ihren eigenen Wohnungen sind jüdische Bürger nun nicht 
mehr sicher. Fortan werden sie systematisch diskriminiert, bedroht und aus 
dem öffentlichen Raum verdrängt; Schritt für Schritt wird ihre Entrech-
tung zugleich in vermeintliches Recht gegossen und so unter den deut-
schen Juden ein Klima der permanenten Angst erzeugt.

Dennoch will Hugo Heymann zu diesem Zeitpunkt Deutschland noch 
nicht f luchtartig verlassen, anders als so viele andere Bürger jüdischer Her-
kunft. Allein 1933 emigrieren rund 37 000 Juden aus Deutschland; Ende 
1937 ist die Zahl auf 127 000 gestiegen. Wahrscheinlich handelt er Anfang 
1933 noch in der Hoffnung, sein Vermögen und seine wirtschaftliche Exis-
tenz so weit wie möglich zu sichern und zu retten. Die wirtschaftlichen 
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Verluste wären zu groß, wenn er seine Liegenschaften und seine Fabrik 
zurücklassen müsste. Auch wäre das dort gebundene Kapital dringend not-
wendig, um eine neue Existenz im Ausland aufzubauen. 

Am 25.  Juli 1933, knapp ein halbes Jahr nach dem Verkauf der Villa 
in der Pücklerstraße 14, heiraten Hugo und Maria Heymann ein zweites 
Mal – diesmal im Rahmen einer kirchlichen Trauung, in der St. Karl Bor-
romäus-Kirche in Berlin-Wilmersdorf.

Es ist ein mutiger Schritt, vor allem von Maria Heymann: Eine Heirat 
zwischen einer christlichen und einem jüdischen Deutschen ist zu diesem 
Zeitpunkt schon nicht mehr erwünscht. Das Paar hat Glück und wird von 
der Kirche unterstützt. Zwei Tage vor der Heirat wird Hugo Heymann 
vom Ehehindernis, nicht katholischen Glaubens zu sein, dispensiert. Und 
er wird – das genaue Datum ist leider unbekannt – zum katholischen Glau-
ben konvertieren. All das beeindruckt die Nationalsozialisten wenig. Für 
sie zählt im Fall Hugo Heymann nach wie vor nur eins: dass er jüdischer 
Herkunft ist. 

Hofft Heymann zu diesem Zeitpunkt noch, dass die Lage sich beruhigt? 
Er wäre nicht der Einzige: Mitte der 1930er Jahre kehrten sogar gef lohene 
Juden nach Deutschland zurück im Glauben, man könne sich womög-
lich mit dem Regime arrangieren. Nach Jahren der Willkür glaubten sie 
in den Nürnberger Gesetzen nun Sicherheit zu finden, obwohl diese die 
antisemitische und rassistische Ideologie der Nationalsozialisten in Bezug 
auf Staatsbürgerschaft und Eheschließung zu geltendem Recht machten. 
Einige nahmen an, die persönliche Verfolgung durch Organisationen von 
Staat und Partei wäre nun ausgeschlossen, wenn sie sich nur an diese dis-
kriminierenden Gesetze halten. Zudem besitzt das Ehepaar noch seine 

Eintrag über die Heirat zwischen Hugo und Maria Heymann im Kirchenbuch
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Immobilien in Köln und Mannheim; noch ist da die Perlenfirma. Also 
bleiben die Heymanns, um zu retten, was zu retten ist.

Tatsächlich kann Hugo Heymann seine Geschäfte vorerst weiterführen. 
Die Umsätze scheinen allerdings zu sinken: Im Dezember 1935 – Unter-
nehmen in der Hand von Juden dürfen inzwischen keine Inserate mehr in 
Zeitungen und Telefonbüchern schalten, besonders in der Propagandazei-
tung »Der Stürmer« werden sie gezielt diffamiert – stößt Heymann das 
Grundstück in Mannheim ab, auf dem sich ein Mietshaus samt Geschäfts-
räumen befindet. Käufer ist die Karlsruher Lebensversicherung AG, die 
das Objekt für 153 970,75 Reichsmark erwirbt. Zwar erwirtschaftet Hey-
manns Unternehmen 1937 noch Umsätze in Höhe von 85 000 Reichs-
mark. Doch in der Produktionsanlage sind zu diesem Zeitpunkt nur noch 
zwei Dutzend Arbeiterinnen beschäftigt, während es zu guten Zeiten bis 
zu 100 Personen waren. Die Produktion selbst ist also drastisch zurückge-
fahren, die Maschinen stehen vermutlich mehr oder weniger still. 

In der Wohnung in der Berkaer Straße im gutbürgerlichen Berlin-
Schmargendorf, die Heymann und seine Frau nach dem Verkauf der 
Villa bezogen haben, hatten erst einmal die wertvollsten Möbel und Ein-
richtungsgegenstände Platz gefunden. Nach dem Verkauf des Hauses in 
Mannheim versuchen die Heymanns nunmehr, nicht mehr benötigte 
Einrichtungsgegenstände und Schmuck – in jener Zeit mussten Juden ihr 
Eigentum meist unter Wert verkaufen – zu Geld zu machen. Sie brauchen 
das Geld nicht nur für eine neue Existenz, sondern auch, um ihren Lebens-
unterhalt zu bestreiten. 

Chronik einer vereitelten Emigration

Wann genau gewannen Hugo und Maria Heymann den Eindruck, dass auch 
ihnen nur noch die Emigration bleibt? Nach dem Krieg führt Maria Hey-
mann in ihren Entschädigungsanträgen unter anderem an, dass ihr Mann 
im November 1932 Gerätschaften zur Kunstperlenproduktion im Wert von 
50 000 Reichsmark nach Stavanger in Norwegen verschifft habe. Dies wäre 
unmittelbar nach der Belastung der Villa in der Pücklerstraße mit einer Hypo-
thek in Höhe von 60 000 Reichsmark gewesen. Eine Spur, der weitere For-
schungen zur Geschichte der Heymanns nachgehen könnten. Gibt es dazu 
Quellen in norwegischen Archiven? Die heimliche Verlagerung von Wer-
ten dieser Größenordnung ins Ausland würde auch das Interesse der bei sol-
chen Dingen zuständigen Gestapo – der Geheimen Staatspolizei – erklären. 

Sicher ist: Eingedenk der immer bedrohlicher werdenden politischen 
Umstände leitet Heymann offizielle Schritte ein, um die Emigration in 
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die Tat umzusetzen. Er beantragt die Ausreise; im September 1937 setzt er 
ein Testament auf, in dem er seine Frau zur Universalerbin bestimmt. Im 
gleichen Monat tritt er offiziell aus der Jüdischen Gemeinde aus. 

Wenig später begibt er sich schweren Herzens, aber notgedrungen auf 
die Suche nach potenziellen Käufern für das Einzelunternehmen, das seinen 
Namen trägt: die Firma Hugo Heymann. Auch die Liegenschaft in Köln 
will er veräußern. Im Winter 1937, vermutlich im Dezember, lösen Hugo 
und Maria Heymann – in der Annahme, die beantragte Ausreise könnte 
bald bevorstehen – ihren Hausstand auf. Die Möbel werden umzugsge-
recht verpackt und zwischengelagert bei der Spedition  Schenker & Co. 
Hugo Heymann und seine Frau ziehen daraufhin mit gepackten Koffern 
ins Savoy Hotel in der Charlottenburger Fasanenstraße. In dem 1929 von 
Heinrich Straumer erbauten Luxus-Etablissement – zu jener Zeit ist es das 
erste Berliner Hotel, in dem jedes der rund 100 Zimmer über ein eigenes 
Bad sowie einen elektrischen Zimmermädchenruf verfügt – wollen sie auf 
die für die Auswanderung nötigen Papiere warten. Das Ehepaar kann sich 
offenbar nicht vorstellen, dass sie dort fast ein halbes Jahr – und das ver-
geblich – ausharren und insofern einen nicht unerheblichen Teil der Ver-
kaufserlöse aus den drei Immobilien und der Firma für die Hotelunter-
kunft aufwenden müssen. 

Tatsächlich wird die rettende Ausreise der Heymanns durch den NS-
Staat verhindert. Immer wieder verzögern die verantwortlichen Behörden 
die Aushändigung der Papiere – es sind Schikanen, die unter den Nazis 
systematischen Charakter haben. Regelmäßig muss Hugo Heymann der 
Zollbehörde Rede und Antwort stehen. Immer weitere finanzielle Hürden 

Erbschein Hugo Heymanns mit Testamentsabschrift und Karteikarte über s einen Aus-
tritt aus der Jüdischen Gemeinde, siehe Anhang S. 75 f.
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gilt es zu überwinden. Da ist die sogenannte Reichsf luchtsteuer: Ursprüng-
lich im Dezember 1931 per Notdekret erlassen, um angesichts der Welt-
wirtschaftskrise zu verhindern, dass zu viel deutsches Kapital ins Ausland 
f ließt, diente diese Verordnung den Nazis nunmehr dazu, jüdische Emi-
granten finanziell zu berauben. Da sie üblicherweise erst kurz vor der tat-
sächlichen Ausreise fällig war, und bislang keine diesbezüg lichen Akten 
Hugo Heymann betreffend gefunden wurden, ist unklar, ob er sie entrich-
tet hat. Zeugenaussagen aus der Nachkriegszeit legen die Zahlung jedoch 
nahe, und sehr wahrscheinlich wurde Heymann gezwungen, seine Köl-
ner Immobilie mit einer Sicherungshypothek zu belegen. Schon ab 1933 
ist auch dies eine gängige Praxis der Finanzverwaltungen – die eine tra-
gende Rolle spielten bei der Aneignung des Vermögens von Jüdinnen und 
Juden –, um die Abführung der Reichsf luchtsteuer zu erzwingen.

Daneben gab es auch noch die Dego-Abgabe. Deutsche Juden mussten 
vor der Ausreise ihr Vermögen auf Sperrkonten einzahlen. Die Deutsche 
Golddiskontbank (Dego) zahlte ihnen einen über die Jahre immer klei-
ner werdenden Teil davon in Devisen aus und behielt den großen Rest 
ein. 1938 betrug die Abgabe 90 Prozent, die verbliebenen 10 Prozent hät-
ten den Heymanns nach der Ausreise zur Verfügung gestanden. Eine wei-
tere Regelung erschwerte den Heymanns die geplante Ausreise: Ab Mai 
1938 – da lagerte die umfangreiche Habe der Heymanns wie erwähnt 

Blick auf das Savoy Hotel in heutiger Zeit
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bereits bei Schenker & Co. – wird auch die Mitnahme von Umzugsgut 
ins Ausland beschränkt. Fortan müssen Möbel und sonstige Gegenstände 
rechtzeitig der Devisenstelle mitgeteilt werden. Das Verpacken selbst darf 
nunmehr einzig in Anwesenheit von Zollbeamten stattfinden, der Wert 
und Anschaffungszeitpunkt aller Gegenstände sind in einem Verzeichnis 
aufzulisten. 

Die genauen Beträge der von den Heymanns bezahlten Zwangsabgaben 
bleiben somit im Dunkeln: Obwohl in die Abwicklung solch einer Aus-
reise diverse Institutionen und Behörden verwickelt waren – neben der 
Gestapo und den örtlichen Polizeibehörden auch Zoll, Finanzämter, Ban-
ken sowie die Devisenstelle des entsprechenden Oberfinanzpräsidenten –, 
ließen sich keine Angaben zum Fall Heymann in den bisher recherchier-
ten Quellen finden. 

Längst aber ist Heymann zu diesem Zeitpunkt Opfer nicht ausschließ-
lich wirtschaftlicher Verfolgung. Mehrfach wird er verhaftet und verhört, 
wahrscheinlich auch körperlich misshandelt. So bezeugt es Heymanns 
langjährige Hausangestellte Hermine Stecher, die dem Ehepaar über meh-
rere Jahre die Treue hält: Bereits in der Pücklerstraße 14 ist sie im Haus-
halt der Heymanns tätig. Erst die Nürnberger Gesetze, die im  September 
1935 in Kraft treten, setzen dem – zumindest offiziell – ein Ende. Nun-
mehr ist es Juden verboten, nichtjüdische Frauen, die jünger sind als 
45 Jahre, als Angestellte zu beschäftigen. Die Maßnahme zeugt von der 
perfiden Ideologie der Nazis: Männlichen Juden wurde von den National-
sozialisten unterstellt, nichtjüdische Frauen sexuell ausnutzen zu wollen. 

Eidesstattliche Erklärung Hermine Stechers aus dem Jahr 1948 über die Situation der 
Heymanns nach Erlass der Nürnberger Gesetze, siehe Anhang S. 77 f.
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Nach den Nürnberger Gesetzen galten Sexualkontakte zwischen Juden 
und Nicht juden als »Rassenschande«. Und die galt es – so das Weltbild 
der National sozialisten – mit allen Mitteln zu verhindern. Hermine Ste-
cher lässt sich dennoch nicht davon abhalten, weiterhin die Heymanns 
zu unterstützen. Aus dem Arbeits- ist ein Vertrauensverhältnis geworden. 
 Spätestens ab dem Winter 1937 – das Paar lebt wie erwähnt inzwischen im 
Savoy Hotel – müssen diese Besuche jedoch in aller Heimlichkeit erfolgen.

Im Savoy Hotel sitzen die Heymanns wortwörtlich auf gepackten Kof-
fern. Das Warten will kein Ende nehmen, die Zeit zerrinnt ihnen zwi-
schen den Fingern. Selbst aus dem Hotel wird Hugo Heymann abgeführt 
und für etwa eine Woche verhaftet. Wenig später – so berichtet es der 
damalige Chefportier des Savoy Hotels, Julius Nardello – konfisziert die 
Kriminalpolizei Heymanns verbliebenes Vermögen aus dem Hotelsafe, 
darunter das dort verwahrte Bargeld sowie wertvollen Schmuck.

Waren die für jüdische Emigranten zuständigen Behörden womöglich 
aufmerksam geworden auf Heymanns Versuch, seine Perlenproduktion 
heimlich nach Stavanger zu verlagern? Tatsächlich sind die entsprechen-
den Devisenstellen seit dem 1. Dezember 1936 befugt, auf Vermögen von 
Juden zuzugreifen, sollte der Verdacht aufkommen – und jedes jüdische 
Export-Unternehmen stand letztlich unter solch einem Verdacht –, dass 
dieses unter Umgehung der von den Nazis eingeführten Repressionen 
ins Ausland gerettet werden sollte. Es gibt unzählige dokumentierte 
Fälle, in denen die Gestapo versuchte, Vermögen durch Folter aufzu-
spüren. 

Eidesstattliche Erklärung Julius Nardellos aus dem Jahr 1949 über die Situation 
der Heymanns im Savoy Hotel, siehe Anhang S.79 f.
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Welche Behörden genau im Falle Hugo Heymanns die Untersuchungen 
angestoßen und durchgeführt haben, lässt sich nicht mehr ermitteln. Die 
Zeugenaussagen legen nahe, dass die Gestapo das Verfahren führte. Zwar 
finden sich in den einschlägigen Archiven keine Belege für eine  Verhaftung 
oder ein Verhör Hugo Heymanns durch die Berliner Gestapo, die in ihrer 
Zentrale in der Prinz-Albrecht-Straße ein berüchtigtes »Hausgefängnis« 
führte. Doch von den vermutlich insgesamt 15 000 bis 20 000 Personen, 
die dort festgehalten wurden, sind bis heute nur rund 3 000 namentlich in 
einer Datenbank der Stiftung Topographie des Terrors erfasst. 

Auch Maria Heymann gerät zunehmend in Bedrängnis und wird 
von der Gestapo vorgeladen. In der Prinz-Albrecht-Straße legt man ihr 
unmissverständlich nahe, sich scheiden zu lassen. Im Falle ihrer Einwilli-
gung – so das dubiose Angebot der Gestapo – würde man sie nicht weiter 
behelligen und keinerlei Anspruch auf ihr persönliches Vermögen erhe-
ben. Doch Maria Heymann lässt sich nicht beirren. Die ständige Sorge um 
ihren Mann – hilf los muss sie zusehen, wie diesem Unrecht und physi-
sche Gewalt widerfahren – hinterlässt auch bei ihr bleibende seelische und 
körperliche Spuren: Ihre Gesundheit ist angeschlagen, zeitweise ist sie so 
geschwächt, dass sie sogar bei der Nahrungsaufnahme Hilfe von Hotelan-
gestellten benötigt. 

Finanzieller Ruin, Folter und Tod

Inzwischen ist das neue Jahr angebrochen: 1938. Es wird das Jahr sein, 
in dem das nationalsozialistische Expansionsstreben mit dem »Anschluss« 
Österreichs einen ersten Höhepunkt erlebt und die Novemberpogrome 
unwiderruf lich jener Epoche jüdischen Lebens in Deutschland ein gewalt-
sames Ende setzen, die einst mit der rechtlichen Gleichstellung der Juden 
begonnen hatte. Triumphierend schreibt der »Judenreferent« im Auswärti-
gen Amt, Legationsrat Dr. Emil Schumburg, in einem Rundschreiben an 
alle deutschen Botschaften und Konsulate: »Es ist wohl kein Zufall, daß 
das Schicksalsjahr 1938 zugleich mit der Verwirklichung des großdeut-
schen Gedankens die Judenfrage ihrer Lösung nahegebracht hat.« Und er 
fährt fort: »Die Liquidierung der jüdischen Großhandels-  und Fabrikati-
onsbetriebe und des Haus  und Grundbesitzes in der Hand von Juden wird 
allmählich so weit gefördert, daß in absehbarer Zeit von jüdischem Besitz 
in Deutschland nicht mehr gesprochen werden kann.«

Lange hatte Hugo Heymann versucht, die eigene Perlenfirma zu halten 
und zu einem fairen Preis zu verkaufen – obwohl diese durch den Boykott 
jüdischer Geschäfte deutlich geschwächt war und keine größeren Einnah-
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men mehr abwarf. Nun aber hat auch er keine Wahl mehr. Im März oder 
April 1938 gehen die Perlenfabrik und die dazugehörigen Produktionsan-
lagen über in den Besitz von Karlernst Nadolny, vermutlich zu einem Preis 
von 50 000 Reichsmark.

Wenig später, am 26. April 1938, erlässt Hermann Göring die Verord-
nung über die Anmeldung des Vermögens der Juden. Sie tritt am folgen-
den Tag in Kraft und verpf lichtet jeden Juden, das in- und ausländische 
Vermögen bis zum 30.  Juni 1938 bei der zuständigen höheren Verwal-
tungsbehörde seines Wohnsitzes anzumelden. Nur einen Tag nach Inkraft-
treten dieser Verordnung erscheinen Hugo Heymann und Karlernst 
Nadolny vor dem Amtsgericht Charlottenburg, um die Firma Hugo Hey-
mann im Handelsregister auf Nadolny umschreiben zu lassen.

Nach mehrmonatigem Aufenthalt im Savoy Hotel steht das Ehepaar Hey-
mann vor dem finanziellen Ruin. Die Repressionen des NS-Staates, das 
Leben im Hotel und die Vorbereitungen für die Emigration – Heymann 
hatte unter anderem zwei Anwälte engagiert, um die erhoffte Ausreise 
doch noch zu erwirken – haben den Erlös aus dem Verkauf der Villa, des 
Hauses in Mannheim und des Unternehmens nebst der Fabrik deutlich 
reduziert, und auch der erwartete Kaufpreis für das Haus in Köln – einige 
hunderttausend Reichsmark – hatte sich dezimiert. Das verbliebene Ver-
mögen würde der Staat durch die Reichsf luchtsteuer und die horrende 
Dego-Abgabe von 90 Prozent weiter schröpfen. 

Die Industrie- und Handelskammer verwehrt in einem Schreiben Karlernst  Nadolny, 
die Firma in »Deutsches Perlen-Werk« umzubenennen. Nadolny antwortet auf dem 
Kopfbogen der Firma Hugo Heymann mit der Grußformel »Heil Hitler!«, siehe An-
hang S. 81 – 83.
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»Der Schaden an Eigentum und Vermögen begann bald mit dem Juden-
boykott bei Antritt der nationalsozialistischen Herrschaft. Er ging in unab-
lässiger  Steigerung bis zum vollständigen Ruin an allem früheren Eigen-
tum und Vermögen.«
Maria Heymann

Hugo Heymann litt schon länger an einer chronischen Gallenerkrankung. 
Als er am 4. Juni 1938, geschwächt von Verhören durch die Gestapo, in 
das St. Gertrauden-Krankenhaus eingeliefert wird, lautet die Diagnose 
Harnstoffvergiftung. Die Nieren haben aufgehört, sein Blut zu reinigen. 
Es steht eine furchtbare Vermutung im Raum: Wenige Foltermethoden 
hinterlassen so starke Schmerzen und so wenige dauerhafte Spuren wie 
Schläge auf die Nieren. Stark geschädigte Nieren versagen. Dies kann zu 
einer Herzinsuffizienz und schließlich zum Tode führen. Hugo Heymann 
stirbt am frühen Morgen des 5. Juni 1938. Niemand macht sich die Mühe, 
die genaue Todesursache durch eine Obduktion zu klären. Zeitlebens ist 
Maria  Heymann der festen Überzeugung, dass die Misshandlungen, die 
ihr Mann während der Gestapohaft erlitten hatte, seinen Tod verursacht 
haben.

Nur zwei Tage später, am 7. Juni 1938, wird auch der offenbar vorher 
schon verhandelte Verkauf seiner letzten Immobilie besiegelt: Im Namen 
der Erbin Maria Heymann unterzeichnet ein noch von Hugo Heymann 
persönlich bevollmächtigter Notar den Kaufvertrag für das Hausgrund-
stück in der Kurfürstenstraße 11 in Köln. Selbstredend wird auch diese 
Immobilie weit unter Wert veräußert. 

Zu vielen Aspekten des Schicksals der Familie Heymann schweigen 
die Archive. Zahlreiche Unterlagen aus der damaligen Zeit gingen in den 
Kriegsjahren und bei Verlagerungen verloren. Andere wiederum wurden, 
nicht nur im Fall von Hugo Heymann, absichtlich vernichtet; dies gilt bei-
spielsweise für die damaligen Akten der Industrie- und Handelskammer, 
vor allem aber für die Akten der Gestapo. Eben diese Lückenhaftigkeit, 
die nicht zuletzt der von den Nationalsozialisten bewusst betriebenen Ver-
schleierung ihrer Verbrechen geschuldet ist, macht die Aufarbeitung und 
genaue Einschätzung vieler Einzelschicksale so schwierig. Dennoch zeigt 
sich, wie in vielen anderen bedrückenden Lebensgeschichten jüdischer 
Bürger, auch am Beispiel von Hugo Heymann: Der bürgerliche und juris-
tische Tod – in Gang gesetzt durch eine fatale Spiralbewegung zwischen 
rassistisch-antisemitischer Ausgrenzung, Berufsverboten, notgedrungenen 
Geschäftsaufgaben und fiskalischer Beraubung, die jene rettende Ausreise 
unmöglich machte, die man den Juden zugleich auferlegte – ging dem 
physischen Tod voraus.
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Schwierige Neuanfänge – versagte Entschädigung

Und Maria Heymann? Sie steht nach dem Tode ihres Mannes quasi mittel-
los da und entscheidet sich, in Deutschland zu bleiben. Noch einmal muss 
sie ihren Lebensstil drastisch einschränken. Sie zieht fürs Erste in eine kleine 
Pension; wenig später wohnt sie zur Untermiete in Berlin-Charlottenburg. 
An manchen Tagen reicht ihr Geld nicht einmal, um eine Fahrkarte für den 
Bus zu bezahlen. Bereits am 13. Dezember 1938 heiratet sie ihren Anwalt 
Karl Kaps – sie verspricht sich davon Sicherheit. Sie nimmt seinen Namen 
an, am 3. Mai 1940 kommt in Berlin ihr Sohn Peter zur Welt. 

Ihre Wohnung in der Landgrafenstraße 3 wird im November 1943 bei 
einem Bombenangriff zerstört, auch Karl Kaps’ Anwaltskanzlei Unter den 
Linden fällt den Bomben zum Opfer. Die Familie sucht deshalb Zuf lucht 
in Schräbsdorf in der preußischen Provinz Niederschlesien, die zu jener 
Zeit noch von Bomben verschont ist; Karl Kaps wird angetragen, sich um 
die Verwaltung des örtlichen Ritterguts zu kümmern.

Doch mit Kriegsende wendet sich das Blatt erneut gegen Maria und Karl 
Kaps – noch einmal müssen sie bei null anfangen: Wie unzählige andere 
Deutsche werden auch die Kaps aus Schlesien vertrieben. Im April 1946 
macht die kleine Familie sich auf den Weg; jeder der beiden darf maxi-
mal 20 Kilogramm Handgepäck mit sich führen, dem Umsiedlungsbefehl 
muss innerhalb von drei Stunden Folge geleistet werden. Am 23. Dezem-
ber 1946 treffen Maria und ihr Mann samt dem nun sechsjährigen Sohn 
im Kreis Münster ein. Aber es wird Ende 1954, bis die Familie endlich zur 
Ruhe kommen und ein eigenes Haus beziehen kann: Karl Kaps, der pro-
movierte Jurist, hat zwischenzeitlich in der Landwirtschaft ge  arbeitet, um 
seine Familie in diesen schweren Zeiten über Wasser zu halten.

Als der Krieg vorbei ist, hofft Maria Heymann / Kaps auf Wiedergut-
machung und auf die Rückerstattung der verlorenen Vermögenswerte. Ab 
1946 stellt sie als Erbin Hugo  Heymanns und mithilfe ihres zweiten Man-
nes mehrere Anträge – in der Annahme, dass das Unrecht der unter den 
Nationalsozialisten erlittenen Verfolgung nun endlich anerkannt werden 
würde. Zwar erhält Maria Heymann / Kaps bereits 1950 einen Sonderhilfs-
ausweis aufgrund des erlittenen Unrechts während der NS-Zeit, und 1953 
bewilligt der Kreis-Anerkennungs-Ausschuss  Münster-Land ihre Anträge 
auf Anerkennung als Verfolgte des Nazi- Regimes, die sie für sich und 
ihren verstorbenen Mann Hugo  Heymann gestellt hatte.

Doch die junge Bundesrepublik – das belegen Maria Heymanns / Kaps’ 
Bemühungen um Kompensation deutlich – ist juristisch nicht gut vorbe-
reitet auf derlei Verfahren. Das Bundesentschädigungsgesetz, das pauschale 
Entschädigungen für Verfolgung und Verluste vorsah, wurde erst 1953 



3232  –––––  Claudia Kramatschek

erlassen. Das Bundesrückerstattungsgesetz wiederum, das ermöglichte, 
konkrete Sachwerte – beispielsweise Kunstwerke oder Liegenschaften – 
zurückerstatten zu lassen, trat erst 1957 in Kraft. Erschwerend kam hinzu, 
dass auch diese Gesetze in der Regel nur in jenen Fällen von Zwang und 
Verfolgung ausgingen, die sich nach dem Erlass der Nürnberger Gesetze 
am 15. September 1935 ereignet hatten. All jene, die bereits davor ihren 

Besitz verloren hatten, mussten ein Unrecht 
beweisen, das die Gesetzgebung nicht in 
den Blick nahm. Und schließlich konnte die 
junge Bundesrepublik nicht binnen weniger 
Jahre zehntausende erfahrene Juristen aus-
bilden. So saßen in der Regel in diesen Ver-
fahren ebenjene auf der Richterbank, die 
wie beinahe alle Richter zwischen 1933 
und 1945 das NS-Regime gestützt hatten. 
An diesen politisch belasteten Juristen war 
es nun zu entscheiden, ob verfolgte Juden 
und ihre Angehörigen jenen Besitz zurück-
erhalten sollten, den das NS-Regime ihnen 
genommen hatte. Kurz gesagt: In jenen Jah-
ren versagte die juristische Verfolgung des 
NS-Unrechts. 

Wie anders sind im Fall von Maria Hey-
mann / Kaps manche Formulierungen der 
zuständigen Gerichte zu verstehen, die aus 
heutiger Sicht nahezu zynisch anmuten? 
Noch 1951 etwa argumentiert die Wie-
dergutmachungskammer in Berlin bei der 
Abweisung einer Rückerstattung der Villa 

in der Pücklerstraße: »Wenn ein besserer Kaufpreis für das Grundstück zu 
erzielen gewesen wäre, dann ist es unerfindlich, warum der sich bis zu sei-
nem Tod im Jahre 1938 in Deutschland aufhaltende Hugo Heymann nicht 
einen besseren Käufer für das Grundstück suchte und fand.« Eine Anerken-
nung Hugo Heymanns als Verfolgten lehnt das Gericht deshalb ab. 

Von der gleichen Ignoranz des Staates der unmittelbaren Nachkriegszeit 
zeugt der ebenfalls abschlägige Bescheid des Entschädigungsamtes Ber-
lin aus dem Jahr 1974. Darin heißt es, es sei »weder nachgewiesen noch 
glaubhaft dargelegt worden, dass der Tod des Verfolgten im ursächlichen 
Zusammenhang mit der Verfolgung stand.«

Nach vielen aufreibenden und zermürbenden Verhandlungen steht 
Maria Heymann / Kaps – diverse Verfahren ziehen sich über Jahre hin, 

Beschluss des Kreis-Anerken-
nungs-Ausschusses Münster-
Land über die Anerkennung 
Maria Heymanns / Kaps’ als 
Verfolgte der NS-Gewaltherr-
schaft aus dem Jahr 1953, siehe 
Anhang S. 84
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immer wieder wird sie mit nichtssagenden Briefen vertröstet – letztlich mit 
leeren Händen da. Schon 1956 schreibt sie in einem Brief an das Entschä-
digungsamt Berlin: »Wie lange soll ich noch warten, nachdem ich ab 1945 
mit einer Wiedergutmachung alle denkbaren Versuche angestellt habe. 
Briefe ohne positiven Inhalt können mir nichts mehr sagen.«

Wie bereits erwähnt: Einigen ihrer Anträge wurde stattgegeben. Doch 
stets bewilligten die Gerichte nur geringfügige Teilsummen. 1957 droht 
zu  dem die Zwangsversteigerung des von der  Karlsruher Lebensversiche-
rung AG rückerstatteten Grundstücks in Mannheim. Obwohl sie und ihr 
Mann durch die Repressionen des NS-Regimes den Erlös verloren hatten, 
und das Gebäude kriegsbedingt fast vollständig zerstört ist, soll Maria 
 Heymann / Kaps den seinerzeitigen Kaufpreis zurückzahlen. Zugleich for-
dert die Jewish Restitution Successor Organization, die in dieser Sache tätig 
geworden ist, eine Gebühr in Höhe von 4 573,28 Mark. Aus der einst wohl-
situierten Ehefrau eines erfolgreichen Unternehmers ist eine mittellose Per-
son geworden, die sich selbst mit finanziellen Forderungen  konfrontiert 
sieht. Die erlittenen Verluste – nicht nur finanzieller Natur – wird sie nie 
verwinden; die physischen und psychischen Schäden nie  überwinden.

Die Villa nach 1945

Und die Villa? Deren Eigentümer hat keine Kriegsschäden an dem Gebäude 
zu beklagen. So kann dort noch bis Anfang der 1950er Jahre Waldemar 

Beschluss des Landgerichts Berlin über die Abweisung des Rückerstattungsantrags 
Maria Heymanns / Kaps’ gegenüber Waldemar Gerber aus dem Jahr 1951, in voller 
 Länge siehe  Anhang S. 85 f.
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Gerber mit seiner Familie leben. Am 21. Februar 1953 erwirbt die AEG 
das Grundstück samt Villa für 97 500 D-Mark. Die Villa wird fortan als 
 Gästehaus genutzt, nicht zuletzt übernachtet dort auch politische Promi-
nenz. Mehrmals ist etwa der damalige Bundeskanzler Konrad Adenauer zu 
Gast, der seinerzeit engen Kontakt pf legt mit Friedrich Spannrath, damals 
Generaldirektor der AEG. Im September 1962 geht das Anwesen über in 
den Besitz der Bundesrepublik Deutschland, die das Grundstück und die 
Villa für 160 000 D-Mark kauft.

Seitdem war die ehemalige Villa Wurmbach abwechselnd Dienstwoh-
nung, dann wieder Gästehaus der Bundesregierung: Seit Ende der 1960er 
Jahre wurde die Villa vom damaligen Bundesbevollmächtigten Egon Bahr 
für geheime Zusammenkünfte mit dem sowjetischen Unterhändler Gene-
ral Wjatscheslaw Keworkow genutzt, um die Neue Ostpolitik des Bun-
deskanzlers Willy Brandt vorzubereiten. Während ihrer Amtszeiten über-
nachteten dort in den 1980er Jahren die Bundeskanzler Helmut Schmidt 
und Helmut Kohl. Bundeskanzler Gerhard Schröder nutzte die Villa als 
seinen dienstlichen Wohnsitz. Von 2001 – mit Fertigstellung des Berliner 
Kanzleramtes – bis 2004 diente sie nochmals als Gästehaus. Seit 2004 ist sie 
dienstlicher Wohnsitz des amtierenden Bundespräsidenten.
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Christoph Kreutzmüller

Enteignung, Raub und Leichenfledderei
Die Vernichtung der wirtschaftlichen Existenz der 
 Jüdinnen und Juden im Nationalsozialismus

Einleitung

Wie können wir heute die Vernichtung der wirtschaftlichen Existenz der 
Jüdinnen und Juden im Nationalsozialismus begreifen – und wie können 
wir sie darstellen? Der Prozess war in vielerlei Hinsicht extrem: extrem 
brutal, umfassend und komplex.1 Seine Opfer waren Menschen, die von 
den Nationalsozialisten als Juden betrachtet wurden. Nun war Juden seit 
dem Mittelalter im christlichen Abendland besonderer Reichtum ange-
dichtet worden. Wenngleich die Forschung längst gezeigt hat, dass das 
Vermögen der Juden und Jüdinnen beim Machtantritt der Nationalsozia-
listen alles in allem durchschnittlich war,2 war ihr vorgeblicher Reichtum 
den Mördern doch Motivation – und ist manchem heute noch eine Tat-
sache. Wer »Jude« war, unterschied sich freilich von Fall zu Fall. In der 
Regel wurden rassistische Kriterien angelegt; manchmal »reichte« aber ein 
jüdisch konnotierter Nachname oder ein vermeintlich jüdisches Aussehen 
aus, um Opfer eines Raubüberfalls zu werden. Auch Hugo Heymann war 
ja zum katholischen Glauben konvertiert. »Jude« oder »Jüdin« kann also 
im Kontext der Verfolgung nichts Anderes heißen als »als Jude oder Jüdin 
verfolgt«.

Schwierig ist auch die Frage zu beantworten, wie wir den Tatvorgang – 
oder vielmehr die Tatvorgänge – nennen sollen. Sehr oft wird der Pro-
zess auch heute noch als »Entjudung« oder gar als »Arisierung« bezeich-
net. Gerade weil heute manche Begriffe der Lingua Tertii Imperii, wie der 
Dresdener Romanist Victor Klemperer die »Sprache des Dritten Reiches« 
nannte, wieder schrecklich populär sind, sollten wir – wo immer es geht – 
vor diesem zeitgenössischen Zungenschlag zurückschrecken. Deshalb ist 
hier von der »Vernichtung der wirtschaftlichen Existenz« die Rede – was 
zwar spröde klingt, aber wohl zutreffend ist.3 In der Forschungsliteratur 
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hat sich zudem der Begriff des »jüdischen Vermögens« durchgesetzt, wenn-
gleich einem Gewerbebetrieb oder einem Haus zweifelsohne ebenso wenig 
wie einer Registrierkasse, einem Tisch oder einem Kontenblatt eine Reli-
gion oder soziokulturelle Prägung innewohnen kann. Auch das »Juden-
silber«, das die Provenienzforschung in manchen Museumssammlungen 
zutage gefördert hat, ist, wie im Falle von Hamburg, oft einfach Besteck 
jüdischer Familien – und auch deshalb sehr schwer zurückzuerstatten, weil 
die Eigentümer eines nicht markierten und nicht besonders auffälligen 
Essbestecks 80 Jahre später kaum festgestellt werden können.

Unter Berücksichtigung all dieser Fragen ist es das Ziel dieses  Beitrages, 
einen ebenso kurzen wie lesbaren Überblick über den Prozess der Vernich-
tung der wirtschaftlichen Existenz der Juden zu geben, um den Hinter-
grund dessen zu skizzieren, was den Heymanns widerfahren ist. Da sie in 
Berlin lebten, bietet es sich natürlich an, einen Schwerpunkt der Darstel-
lung auf diese Stadt zu legen. Obwohl das Beispiel der Heymanns zeigt, 
dass Raub und Enteignung  – Gewalt- und Verwaltungsmaßnahmen  – 
Hand in Hand gehen konnten, werden sie hier der Übersichtlichkeit hal-
ber nacheinander dargestellt. 

Gewalt und Raub

Gewalt gegen Juden und Jüdinnen hatte schon vor 1933 ein – ja auch für 
die Heymanns – beängstigendes Ausmaß angenommen. Am 13. Oktober 
1930, dem Tag der konstituierenden Sitzung des neu gewählten Reichs-
tages, in dem die NSDAP (für viele) überraschend viele Sitze bekom-
men hatte, zertrümmerten SA-Männer Schaufensterscheiben der ihnen 
als »jüdisch« geläufigen Geschäfte in der Leipziger Straße – der damali-
gen Haupteinkaufsstraße Berlins. In ihrem Bericht hierüber konstatierte 
die Zeitung des Central-Vereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glau-
bens (CV), die zerbrochenen Fensterscheiben seien »der erste Beginn einer 
Ernte, die politische Verhetzung seit Monaten und Jahren gesät« habe.4 Im 
Rückblick aus dem Amsterdamer Exil ergänzte Alfred Wiener, der ehe-
malige Syndikus des Central-Vereins, der sich jahrzehntelang der Abwehr 
des Antisemitismus gewidmet hatte:

»Der Boykott gegen die Juden [… wurde] in vielen Provinzgegenden durch 
die gleichen sog[enannten] nationalen Organisationen getragen und später 
durch das Aufkommen der nationalsozialistischen Bewegung im Laufe der 
Jahre wesentlich gefördert. In den Jahren 1931 bis 1933, also bereits vor 
dem Regierungsantritt des Kanzlers Hitler, hatte diese Boykottbewegung 
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gegen die Juden bereits den Erfolg gezeitigt, dass in gewissen Gegenden 
Deutschlands die Erschwerung der Ausübung eines selbstständigen Han-
delsbetriebs durch die Juden zu einer beginnenden Abwanderung in die 
einem Boykott nicht so leicht zugänglichen Großstädte führte.«5

Nach der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler explodierte die 
Gewalt förmlich. Gewalttäter waren die (nicht nur) siegestrunkenen SA-
Männer. Neben politischen Gegnern bedrohten sie häufig Juden und 
Jüdinnen  – und raubten sie immer wieder auch regelrecht aus. Bereits 
im März 1933 sah sich die polnische Botschaft gezwungen, beim Aus-
wärtigen Amt zu intervenieren. In einer mehrseitigen Verbalnote führte 
sie als einen von Dutzenden Fällen an, dass drei SA-Männer mit vorge-
haltenem Revolver einige polnische Gäste eines Kaffeehauses in der Ber-
liner Alten Schönhauser Straße in ihr Sturmlokal verschleppt hatten. Dort 
wurden die Verschleppten »revidiert« (d. h. durchsucht), »bis zur Bewußt-
losigkeit geschlagen« sowie ihrer Pässe und des mitgeführten Bargeldes 
beraubt.5

Um die Gewalt der SA zu  kanalisieren, riefen der Reichskanzler und 
sein neu er  nannter Minister für Volksaufklärung und Propaganda, Joseph 
Goebbels, zu einem »Boykott« auf. Angesichts des Umstandes, dass die SA-
Posten am 1. April 1933 längst zur Hilfspolizei ernannt worden waren, 
teils bewaffnet patrouillierten, und dass keine erfüllbaren politischen For-

Auszug aus der Verbalnote der polnischen Botschaft an das Auswärtige Amt vom 
18.3.1933, in voller Länge siehe Anhang S. 87 – 93
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derungen erhoben wurden, war der sogenannte Boykott wohl eher eine 
Blockade.6 Offiziell richtete sich die Aktion gegen Berichte der internatio-
nalen Zeitungen – von den Nazis »Lügenpresse« genannt –, die kritisch 
über die Gewalt berichtet hatten. Auch wenn die Posten in Berlin teils mit 
deutsch-englischen Schildern ausgestattet wurden, um diese Ausrichtung 
zu betonen, blieb diese Begründung natürlich hanebüchen. Bemerkens-
wert ist, dass die Juden und Jüdinnen in Deutschland damit zum ersten – 
aber nicht zum letzten Mal – gleichsam in Geiselhaft genommen wurden. 

Auch nach dem offiziellen Ende der Blockade sorgten selbsternannte 
Kommissare in den Betrieben für Unruhe und vertrieben jüdische Kolle-
gen – aber auch jüdische Gesellschafter und Manager. Den beiden Grün-
dern der chemischen Fabrik Albert Mendel AG in Berlin-Tempelhof teilte 
ihr nicht-jüdischer Kompagnon am 6. April 1933 mit, dass »die Firma 
nicht für ihre Sicherheit garantieren könne«, und gab ihnen eine Frist von 
einer halben Stunde, das von ihnen aufgebaute Unternehmen für immer 
zu verlassen.7 Gerade in kleineren Gemeinden kam es immer wieder zu 
Überfällen und Übergriffen. Die Zeitung »Der Israelit« berichtete Ende 
1934 von einem bemerkenswerten Vorfall in Lampertheim in der Nähe 
von Worms: 

»In der Nacht […] wurden durch unbekannte Täter an verschiedenen 
 hiesigen jüdischen Geschäftshäusern Beschriftungen angebracht mit dem 
Wortlaut:  – ›Kauft nicht beim Juden.‹ Während der eine Geschäftsinha-
ber die Schrift entfernen ließ, änderte der andere den Schriftsatz, indem 
er das Wort ›nicht‹ in  – ›doch‹ abänderte und am Schluss das Wort  – ›bil-
liger‹ hinzufügte. Infolge dieses Vorganges erfolgte gegen 5 Uhr abends 
eine Ansammlung vor dem Schuhhaus Mann, die jedoch bald zerstreut 
wurde, nachdem man den Demonstranten mitgeteilt hatte, dass die hie-
sige Polizei den Sohn des Inhabers […] bereits am Nachmittag in Schutz-
haft genommen hatte.«8

Während viele Juden und Jüdinnen sich  – unter großem Risiko  – zur 
Wehr setzten, hielten andere still, lebten von der – durch die Wirtschafts-
krise geschmälerten – Substanz und hofften auf bessere Zeiten. Entschie-
den sie sich zum Verkauf, wurde ihre Zwangslage in der Regel voll einge-
preist, und die Erlöse waren entsprechend niedrig. Hugo Heymann steht 
hier stellvertretend für viele. Ein leitender Direktor des Unilever- Konzerns 
erklärte im Gespräch mit einem Vertreter des Bankhauses M.M. Warburg 
& CO, das als jüdisch galt und eine steigende Zahl von jüdischen Kunden 
betreute, er könne nicht verstehen, »dass jüdische Industrielle ihre Unter-
nehmen zu solchen Schleuderpreisen aus der Hand geben«.9
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Anfang 1935 breitete sich eine neuerliche Diskriminierungs- und 
Gewaltwelle über das Reich aus, die der israelische Historiker Yehuda 
Bauer nicht zu Unrecht als Pogrom bezeichnet hat.10 Es ist wohl dem 
wachsenden Einf luss der radikal-antisemitischen Zeitschrift »Der Stürmer« 
geschuldet, dass Juden immer häufiger zur Last gelegt wurde, Sex mit 
Nicht-Jüdinnen gehabt und damit »Rassenschande« begangen zu haben. 
Als der jüdische Inhaber eines Konfektionsgeschäfts in Berlin-Pankow eine 
Mitarbeiterin des Diebstahls überführt hatte, bezichtigte diese ihn f lugs 
der »Rassenschande« und rief die SA »zur Hilfe«. Von der SA aufgestachelt 
sammelte sich, so der Bericht des CV, am 4. Juni 1935 »eine hundertköp-
fige Menschenmenge vor dem Laden«, zerstörte dessen Fensterscheiben 
und griff den Inhaber tätlich an. Der Bestohlene musste schließlich für die 
Schäden aufkommen – und die Anzeige fallen lassen.11

Trotz aller An- und Übergriffe konnten sich die Juden und Jüdinnen in 
Berlin auch dank ausgefeilter Behauptungsstrategien deutlich länger hal-
ten als andernorts.12 Umso umfassender waren dann die Zerstörungen im 
Pogrom vom November 1938. Eine Durchsicht der zeitgenössischen Akten 
der Berliner Staatsanwaltschaft vermittelt das Bild einer Stadt in einem 
mehrtägigen Plünderungsrausch.13 So gestand beispielsweise ein zweiund-
dreißigjähriger Arbeiter nach seiner Festnahme, auf dem Weg zur Arbeit 
eine Kiste Zigarren »geklaut« zu haben. Zur Entschuldigung führte er an:

»Ich weiß jetzt selbst nicht wie ich dazu gekommen bin. Auf dem Wege 
durch die Stadt sah ich heute Morgen in den verschiedenen Straßen über-
all, wie Personen sich aus den jüdischen Geschäften Waren nahmen. 
Dadurch ist meine Moral gelockert worden.«14

Die Kunststudentin Charlotte Salomon, die den Pogrom in Berlin miter-
lebte und deren Vater mit vielen anderen Männern in das KZ Sachsenhau-
sen verschleppt wurde, hielt diese aktive Teilnahme der »normalen« Bevöl-
kerung in einer der Gouachen in ihrem großartigen Zyklus »Leben oder 
Theater« auch fest:
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Gouache Charlotte Salomons aus ihrem 1940 – 1942 angefertigten Zyklus » Leben? oder 
Theater? Ein Singspiel«
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Viele Betriebe wurden im Pogrom so sehr ausgeraubt und zerstört, dass 
ein Verkauf nicht mehr infrage kam. Der Schwiegersohn des im Pogrom 
ermordeten Likörhändlers Ernst Feuerstein fasste die Situation nach dem 
Krieg lapidar zusammen:

»Wegen der totalen Zerstörung und Plünderung war ein Verkauf des 
Geschäfts, der Waren, des Inventars, der Außenstände oder des goodwill 
[immaterieller Ge  schäftswert, Anm. des Autors] völlig ausgeschlossen und 
es wurde liquidiert.«15

Nach dem Pogrom ging der Raub weiter. Wurden die Jüdinnen und Juden 
deportiert, brachen Nachbarn die zugesperrten Wohnungen auf, während 
Finanzbeamte und die eingeschalteten Gebrauchtwarenhändler gewisse 
Dinge gar nicht verzeichneten. Auf einem Foto, das Annemarie Kutt-
ner  – kurz bevor sie untertauchte –, von sich und ihrer Mutter in der 
Berliner Uhlandstraße machte, sind deutlich Bilderrahmen, eine Obst-
schale, eine Stehlampe, Gardinen und Decken zu erkennen. Diese wurden 
aber gar nicht in dem Inventar der Gebrauchtwarenfirma erwähnt, die die 
zurückgebliebenen Möbel nach der Deportation im Namen des Finanz-
amtes schätzte und verwertete.16

Tauchten Juden oder Jüdinnen unter, opferten sie oft letzte Wertsa-
chen für Lebensmittel oder Unterschlupf. Oft vergeblich. Wurden sie ver-
schleppt, verloren die Juden und Jüdinnen bei Ankunft an den Erschie-
ßungsplätzen, in den Ghettos, Konzentrations- und Vernichtungslagern 
die wenigen Habseligkeiten, die sie hatten mitnehmen dürfen. Der Pro-
zess gegen Oskar Gröning, der auch an der Rampe von Auschwitz-Bir-
kenau Dienst tat, hat uns noch einmal vor Augen geführt, dass es hierbei 
vielfach zu Korruption und Unterschlagungen kam.17 Nach dem Mord 
wurden Brillen und Prothesen zur Wiederverwertung abgenommen und 
sogar die Goldzähne aus den Kiefern gebrochen. Als wäre dies nicht schon 
schrecklich genug, kommt es an manchen »Grabstellen« des Massenmor-
des bis heute zu Raubgrabungen.18

Verwaltung und Enteignung

Durch kurz nach dem Reichstagsbrand erlassene Gesetze ermächtigte sich 
der nationalsozialistische Staat zur Einziehung kommunistischen sowie 
»volks- und staatsfeindlichen« Vermögens. Betroffen hiervon waren natür-
lich auch – aber nicht nur – Juden und Jüdinnen. Ab 1933 wurden sie 
zudem steuerlich benachteiligt. Immer häufiger erhoben Finanzämter auch 
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Margarete Kuttner 1943 – kurz vor ihrer Deportation – mit der Tochter Annemarie in 
ihrer Berliner Wohnung

Von der Umzugsfirma aufgenommenes Inventar der Wohnung Kuttner aus dem Jahr 
1943, siehe Anhang S. 94 f.
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willkürlich Steuernachforderungen, um unliebsame jüdische Gewerbebe-
triebe in den Ruin zu treiben oder zum Verkauf zu zwingen.19

Besonders Personen und Gewerbebetriebe, die Kontakte ins Ausland 
unterhielten, bewegten sich auf dünnem Eis. Die Reichsmark war auf dem 
Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise zur reinen Inlandswährung gewor-
den. Die Auslandsschulden waren eingefroren worden, und jeder Trans-
fer ins Ausland musste durch die Reichsbank und die neu eingerichteten 
Devisenstellen genehmigt werden, die den Landesfinanzämtern (bezie-
hungsweise den Oberfinanzpräsidenten) unterstanden. Die Vorschriften 
waren so komplex und änderten sich so häufig, dass niemand ganz gewiss 
sein konnte, auf der sicheren Seite zu sein. 1936 erging ein Runderlass, 
der Juden unter Generalverdacht stellte und die Devisenstellen ermäch-
tigte, schon bei dem Verdacht auf »Kapitalf lucht« »vorbeugende Maßnah-
men« zu ergreifen.20 Dies führte dazu, dass Juden und Jüdinnen nun schon 
beim kleinsten Verdacht überprüft wurden. Auch die verhängten Strafen 
und »vorbeugenden Maßnahmen« wurden im Laufe der Zeit immer dra-
konischer. Im Fall des Damenkonfektionsunternehmens Biberfeld & Weil 
ordnete der Devisenprüfer an, die Pässe der beiden Gesellschafter einzu-
ziehen, weil die Buchführung einen ungeordneten Eindruck machte und 
die Gesellschafter ihre Geschäftsanteile auf ihre Ehefrauen übertragen hat-
ten.21 Als Hannah Zacharias einem Dritten »einige Tausend RM« über-
gab, wurde sie auf der Stelle von der Zollfahndungsstelle vernommen und 
wegen »Flucht- und Verdunklungsgefahr« in Untersuchungshaft gebracht. 
Die Devisenstelle ging ohne Weiteres davon aus, dass sie dieses Geld ins 
Ausland schmuggeln lassen wollte. Das zog sofort eine Devisenprüfung 
nach sich. Weil diese ergab, dass die Eheleute ihren Hausstand weitgehend 
aufgelöst hatten, unterstellte man nun, sie wollten bald f lüchten. Die Folge 
war eine Durchsuchung des Pensionszimmers, in dem die Eheleute inzwi-
schen wohnten. Zwar brachte auch diese Maßnahme kein neues Belas-
tungsmaterial zutage, doch regte der Devisenprüfer an, das Unternehmen 
des Ehemannes sofort unter Treuhänderschaft zu stellen, »um einer weite-
ren finanziellen Betriebsaushöhlung vorzubeugen«.22

Entschieden sich Juden und Jüdinnen offiziell auszuwandern, war dies 
ein sehr zeitaufwendiges und kostspieliges Unterfangen. Das hing einer-
seits mit der Reichsf luchtsteuer zusammen, die 1931 eingeführt worden 
war. Diese betrug 25 Prozent und wurde anfangs auf das gesamte inländi-
sche Vermögen erhoben, wenn das jährliche Einkommen 20 000 oder das 
Vermögen 200 000 Reichsmark überstieg. 1934 wurden die Freibeträge 
halbiert.23 Nach einem positiven Bescheid des Landesfinanzamts/Ober-
finanzpräsidenten wurde das Vermögen, beziehungsweise Teile davon, auf 
ein Sperrmarkkonto transferiert. Hierbei wurde eine Abgabe an die Deut-
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sche Golddiskontbank (Dego), eine Tochter der Reichsbank, einbehalten. 
Der Vorgabe folgend, dass die Auswanderung die ohnehin angespannte 
Devisenlage des Reiches nicht belasten sollte, teilte die Dego Devisen nur 
sehr begrenzt zu. Der Erlös, den Juden für den Umtausch von Reichsmark 
in Devisen erzielen konnten, sank im Laufe der Zeit rapide. Nachdem 1935 
noch durchschnittlich 20 Prozent des Vermögens in Devisen zur Verfü-
gung gestanden hatten, stellte der Jüdische Weltkongress 1937 fest, dass 
»großkapitalistischen« Auswanderern durchschnittlich 5 Prozent ihres Ver-
mögens und »kleinkapitalistischen« Auswanderern circa 22 Prozent ihres 
Vermögens verblieben.24 Etwas günstiger war das Verhältnis beim Transfer 
von Geldern nach Palästina, doch im britischen Mandatsgebiet heizte die 
verstärkte Ankunft deutscher Flüchtlinge die ohnehin angespannte poli-
tische Lage an. 

Die hohen Steuern und Abgaben trugen mit dazu bei, dass bis 1938 nur 
ein Drittel der Juden das Deutsche Reich verließ. Mochte die Lage zu Haus 
auch dramatisch sein, so war doch klar, dass die Auswanderung ein Schritt 
ins Ungewisse wäre und fast alle finanziellen Reserven vernichten würde. 
In Deutschland gab es eingespielte Hilfsorganisationen und persönliche 
Netzwerke, daher schien dort die materielle Zukunft halbwegs gesichert. 
Das änderte sich 1938. Schon im April des Jahres erließ der Beauftragte 
für den Vierjahresplan, Hermann Göring, zusammen mit dem Reichs-
innenminister, Wilhelm Frick, die Verordnung über die Anmeldung des 
Vermögens von Juden. Durch sie wurden Juden und Jüdinnen gezwun-
gen, ihr sämtliches Vermögen anzumelden, sofern dies einen Betrag von 
5 000 Reichsmark überstieg.25 Die Weiterveräußerung größerer Werte 
wurde zudem genehmigungspf lichtig. Die Anmeldungsverordnung war 
ein unmissverständliches Zeichen, dass die Vernichtung der wirtschaft-
lichen Existenz der Juden nun endgültig politisch gewollt war und beglei-
tet werden würde.

Am Sonnabend den 12. November 1938 kam es in Berlin noch zu ver-
einzelten Plünderungen. Derweil fand im Reichsluftfahrtministerium unter 
Vorsitz Hermann Görings jene als »Besprechung über die  Judenfrage« 
bekannt gewordene Konferenz statt, auf der beschlossen wurde, dass die 
Jüdinnen und Juden kollektiv für die im Pogrom entstandenen Schä-
den – die ja ihre eigenen Häuser, Geschäfte und Synagogen betrafen – 
eine Sondersteuer in Höhe von einer Milliarde Reichsmark zu zahlen hat-
ten.26 Diese »Judenvermögensabgabe« umfasste 20 Prozent des im April 
1938 angemeldeten Vermögens und wurde in mehreren Raten erhoben. 
Das Aufkommen aus der Steuer überstieg schließlich sogar um mehr als 
100 Millionen Reichsmark die ursprünglich festgelegte Summe. Gleich-
zeitig wurde dekretiert, dass die Juden und Jüdinnen selbst für die Beseiti-
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gung der jeweils individuell erlittenen Schäden des Pogroms aufkommen 
sollten. In einem Kaufvertrag ließ sich etwa der Erwerber des Möbel-
hauses B. Feder am Rosenthaler Platz gef lissentlich versichern, dass die 
»›Wiedergutmachung der Schäden anlässlich der Judenaktion‹ […] zu Las-
ten der Verkäufer ausgeführt« würden.27 In dem Möbelhaus waren im Pog-
rom immerhin 18 Scheiben im Wert von je 300 Reichsmark zerschlagen 
worden. Auf die jüdischen Gesellschafter kamen also mindestens 5 400 
Reichsmark »Wiedergutmachung« zu. Der sowieso unter Druck redu-
zierte Verkaufspreis wurde zudem durch eine konstruierte Gewerbesteu-
erschuld sowie durch eine Zwangsabgabe an den Berliner Polizeipräsiden-
ten geschmälert.28

Während der Konferenz im Reichsluftfahrtministerium wurde zudem 
eine Verordnung angekündigt, nach der jüdische Einzelhandelsunter-
nehmen, Genossenschaften und Handwerksbetriebe zum 1. Januar 1939 
geschlossen werden sollten.29 Im Februar 1939 folgte dann eine Verord-
nung, mit der die Juden und Jüdinnen gezwungen wurden, alle Gegen-
stände aus Edelmetall bei den städtischen Pfandleihen abzugeben. Hierfür 
bekamen die Abliefernden lediglich  – und auch nur mit Abschlägen  – 
den Metallwert erstattet. Ausgenommen waren nur wenige persönliche 
Gegenstände, wie beispielsweise Eheringe. Die Edelmetalle wurden einge-
schmolzen; besonders wertvolle Gegenstände wurden aber auch von städ-
tischen Verwaltungen und Museen zurückbehalten.

Der Pogrom hatte den Jüdinnen und Juden brutal vor Augen geführt, 
dass an eine Zukunft in Deutschland nicht mehr zu denken war. Nun 
setzte eine wahre Fluchtwelle ein. Dabei sank der Erlös aus ihrem Eigen-
tum: Nach Abzug aller Steuern, Abgaben und Gebühren verblieben Emi-
granten schließlich 1939 beim Transfer ihres Vermögens von jeder Reichs-
mark weniger als 4 Pfennig. Gleichzeitig sank der Kurs für geschmuggelte 
Reichsmarknoten in Paris und Amsterdam auf ein Rekordtief. Sehr häu-
fig konnten Jüdinnen und Juden das Reich nur mit dem zugestande-
nen Taschengeld von zehn Reichsmark verlassen. Der Rest ihres Ver-
mögens – sei es groß oder klein – verblieb in Deutschland und wurde 
von den Finanzbehörden eingezogen. Da Juden nun quasi mittellos aus 
Deutschland entlassen werden sollten, wurden sie auch für jene Staaten, 
die prinzipiell noch zur Aufnahme bereit waren, weniger attraktiv. In 
zunehmendem Maße wurden die deutschen Flüchtlinge dort – auch in 
wirtschaftlicher Hinsicht  – als Belastung betrachtet. Die Reaktion des 
nationalsozialistischen Staates war bezeichnend: Er erhöhte den Druck auf 
die Juden und Jüdinnen weiter und etablierte die Reichszentrale für jüdi-
sche Auswanderung, in der die Karriere von Adolf Eichmann ihren Aus-
gang nahm.
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Mitte November 1941, einige Wochen nachdem die systematischen 
Deportationen im Reich eingesetzt hatten, wurde vom Reichsfinanz-
ministerium eine Verordnung zur Enteignung der Deportierten ver-
öffentlicht. Diese 11. Verordnung zum Reichsbürgergesetz ermächtigte 
den natio nalsozialistischen Staat, immer dann auf das Vermögen zuzu-
greifen, wenn ein Jude oder eine Jüdin die Grenzen des Reiches über-
querte – was sie ja im Zuge der Deportation gezwungenermaßen regel-
mäßig taten. In der Regel wurde den Juden und Jüdinnen kurz vor der 
Deportation von einem Gerichtsvollzieher die entsprechende Verfügung 
zugestellt; das Finanzamt begann nach der Deportation umgehend mit 
der Verwertung der zurückbleibenden Güter und Guthaben.30 Nur eine 
Sache hatten die Beamten übersehen: Da Auschwitz-Birkenau im ehema-
ligen Ostoberschlesien lag, das vom Deutschen Reich annektiert worden 
war, griff hier die Verordnung nicht. Hier mussten die Beamten – wie im 
Falle von  Margarete Kuttner – auf die bereits erwähnten Gesetze zur Ein-
ziehung kommunistischen sowie »volks- und staatsfeindlichen« Vermögens 
zurückgreifen.31 Als die 13. Verordnung zum Reichsbürgergesetz diese 
Lücke schloss und im Juli 1943 festhielt, dass das Vermögen von Juden und 
Jüdinnen nach ihrem Tod generell dem Reich verfallen sollte, waren die 
meisten Juden und Jüdinnen bereits deportiert worden. 

Während die Finanzbeamten der neueingerichteten Vermögensverwer-
tungsstellen die Restvermögen der Deportierten vereinnahmten, waren 
die Beamten des Amtsgerichts in Berlin damit beschäftigt, die  verbliebenen 
Gewerbebetriebe von Juden zu löschen – und trafen dabei auch auf Unter-
nehmen, deren Gesellschafter deportiert worden waren. Im Mai 1942 
meldete der Polizeipräsident, dass das Raucherbedarfsgeschäft Hermann 
Fränkel (das von der Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus der deut-
schen Wirtschaft als Großhandelsunternehmen nicht betroffen war) seinen 
Betrieb am 14. November 1941 eingestellt habe.32 Als die Gerichtsbeamten 
daraufhin mithilfe der Standardprozedur die Löschung der Firma erwir-
ken wollten, wurde den Beamten seitens des Einwohnermeldeamts mitge-
teilt, dass die Inhaberin Lea Fränkel am 14. November 1941 nach Minsk 
»überführt« worden sei.33 Im Minsker Ghetto herrschten derart entsetz-
liche Bedingungen, dass von den knapp 7 000 aus Deutschland dorthin 
deportierten Juden höchstens 30 überlebt haben.34 Lea Fränkels Spuren 
verlieren sich in Minsk. Die letzten Löschungen vollzogen die Beamten 
des Amtsgerichts im März 1945 – kurz bevor die Rote Armee mit ihrer 
Offensive auf Berlin begann. Zu diesem Zeitpunkt hatte das Reichswirt-
schaftsministerium längst die Order erteilt, alle Akten zu vernichten, die 
mit der Vernichtung der wirtschaftlichen Existenz der Juden zusammen-
hingen. Dies macht die Rekonstruktion der Vorgänge heute so schwierig.
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Anstelle einer Bilanz

Die Vernichtung der wirtschaftlichen Existenz der Juden war konstituti-
ver Teil der Shoah. Hierauf hat der Historiker Raul Hilberg bereits vor 
60 Jahren hingewiesen. Was die Nationalsozialisten begingen, war als 
gemeiner Raub Teil eines menschenverachtenden Mordprogramms und 
schreckte vor Leichenf ledderei nicht zurück. Das, was eine Person mit in 
ein Konzentrations- oder Vernichtungslager brachte, wurde in den Ent-
schädigungsverfahren oft einfach pauschal als »Letzte Habe Auschwitz« 
behandelt. Parallel hierzu war der Vermögensentzug aber auch eine Ent-
eignung, war bürokratisch verfasst, orientierte sich an Verwaltungsvor-
schriften und operierte mit Wechselkursen. Dies wurde bilanziert, kann 
aber natürlich nicht als Gewinn- und Verlustrechnung dargestellt werden. 
Welchen Wert hat schließlich der Teddybär eines Kindes oder das Foto-
album einer  Familie? 

Die erwartete Beute diente den Mördern als Motivation und als Recht-
fertigung. Täter waren beileibe nicht nur habgierige und korrupte »Kon-
junkturhyänen« (Frank Bajohr); bereichert haben sich auch nicht nur »die 
Nationalsozialisten« und/oder die Finanzbeamten. In der Rückschau ist 
vielmehr der Umfang der Teilhabe der Umstehenden  – der Trittbrett-
fahrer und Gelegenheitsdiebe – erschreckend deutlich. Für die Juden und 
 Jüdinnen bedeuteten Raub und Enteignung oft, dass sie der Möglichkeit 
verlustig gingen, Deutschland noch rechtzeitig zu verlassen – beziehungs-
weise weit genug zu f liehen. Diejenigen, die trotzdem überlebten, mussten 
voll Zorn erleben, dass Entschädigung und Rückerstattung in Verfahren 
geleitet wurden, die oft Jahrzehnte dauerten.35 Der türkische Teppich-
händler Nissim Zacouto fasste seine Erfahrungen in einem Brief an Bun-
deskanzler Konrad Adenauer 1953 so zusammen:

»Ich bin als wohlhabender Mann, Dank der Arbeit meiner Vorfahren aus 
der Türkei nach Deutschland gekommen. In harter Arbeit gelang es mir 
da[s] ererbte Gut zu mehren und mir Achtung in Deutschland zu errin-
gen. Das Deutschland Hitler’s [sic] raubte mir alles und heute […] drückt 
man sich, mir das geraubte Vermögen zurückzugeben«.36 
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Michael Wildt

Hugo Heymann und die Dienstvilla des 
Bundespräsidenten

Für die Geschichte der deutschen Juden im Nationalsozialismus – zwi-
schen Angst und Hoffnung, zwischen Bleiben und Fliehen – ist die des 
jüdischen Kaufmanns Hugo Heymann exemplarisch. Wie sollte man als 
jüdischer Deutscher auf die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler reagie-
ren? Das Präsidium des damals größten deutsch-jüdischen Verbandes, des 
Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens, erklärte am 
30.  Januar 1933, es sei überzeugt, »daß niemand es wagen wird, unsere 
verfassungsmäßigen Rechte anzutasten. Jeder nachteilige Versuch wird uns 
in entschiedener Abwehr auf dem Posten finden. Im übrigen gilt heute 
ganz besonders die Parole: Ruhig abwarten!« Abwarten mochte Hugo 
 Heymann nicht mehr. Er verkaufte seine Villa in der Pücklerstraße, Ber-
lin-Dahlem, am 7. Februar 1933. 

Hugo Heymann, geboren 1881, stammte aus einer wohlhabenden 
Kaufmannsfamilie in Mannheim, hatte im Ersten Weltkrieg als Soldat ge -
dient und lebte seit Beginn der 1920er Jahre in Berlin. Im August 1927 
heiratete er die katholische Bauerntochter Maria Jussen. Ein Jahr zuvor 
hatte  Heymann, der mit einer Kunstperlenproduktion und Handelsge-
schäften vermögend geworden war, die ansehnliche Villa in Dahlem zum 
 stattlichen Preis von 150 000 Reichsmark erworben. 

Die Heymanns pf legten einen großbürgerlichen Lebensstil mit Chauf-
feur, Köchin und Dienstmädchen, gaben Abendveranstaltungen, zu denen 
Künstler, Politiker und Angehörige der Berliner Wirtschafts- und Finan-
zelite als Gäste geladen waren. Aber es gibt Anzeichen, dass Heymanns 
Geschäfte Anfang der 1930er Jahre nicht mehr so gut liefen; im Oktober 
1932 nahm er eine Hypothek in Höhe von 60 000 Reichsmark auf sein 
Grundstück auf.

Das Jahr 1932 war eine Zeit scharfer politischer Auseinandersetzungen. 
Bei der Reichstagswahl im Juli waren die Nationalsozialisten mit über 
37 Prozent der Stimmen die weitaus stärkste politische Kraft ge  worden. 
Gewalt hatte den Wahlkampf überschattet; allein in Preußen  waren 
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101 Menschen in Auseinandersetzungen zwischen Nationalsozialisten und 
Kommunisten getötet worden. Und nach der Wahl brach eine Welle anti-
semitischer Gewalt der SA los.

Im Herbst 1932 warnte der einstige sozialdemokratische Reichsinnen-
minister Friedrich Wilhelm Sollmann die Heymanns, dass der Macht-
antritt der Nationalsozialisten bevorstehe, und die deutschen Juden mit 
schweren Drangsalierungen zu rechnen hätten. Der Aussage Sollmanns 
nach dem Krieg zufolge nahmen die Heymanns seine Warnung sehr ernst.

Heymann beauftragte einen Makler, die Villa zu verkaufen. Kaufin-
teressent war der Potsdamer Verleger Waldemar Gerber, dessen »Potsda-
mer Tageszeitung« deutlich nationalsozialistisch orientiert war, und der 
selbst 1935 Fördermitglied der SS wurde. Heymanns Forderung in Höhe 
von 120 000 Reichsmark wies Gerber als zu hoch zurück, überließ die 
Verhandlungen dann allerdings seinem Geschäftspartner Günther Dreyer. 
1932/33 befanden sich die Immobilienpreise im Keller; Dutzende Villen 
standen zum Verkauf oder wurden zwangsversteigert. Den einstigen Kauf-
preis hätte Heymann mit Sicherheit nicht mehr erzielen können – und er 
stand tatsächlich unter Druck, die Villa rasch zu verkaufen. Denn unab-
hängig davon, ob es auch wirtschaftliche Gründe waren, die Hugo Hey-
mann zum Verkauf bewogen, trugen sich die Heymanns mit dem Gedan-
ken, angesichts der politischen Verhältnisse Deutschland zu verlassen.

Der schließlich vereinbarte Preis betrug 87 500 Reichsmark für das 
Grundstück und die Villa samt Mobiliar. Davon wurden 60 000 Reichs-
mark für die Ablösung der Hypothek benutzt, 27 500 Reichsmark erhielt 
Heymann in bar ausgezahlt. Es liegt nahe, dass er sich gezwungen sah, 
unter solch ungünstigen Bedingungen zu verkaufen. Seine Frau sagte 1948 
im Antrag auf Rückerstattung der Villa aus, er habe ihr gegenüber geklagt, 
dass Gerber und Dreyer seine Lage ausgenutzt hätten, weil er Jude sei. 
Damals habe er ihr die Scheidung angeboten, damit wenigstens sie von 
der Verfolgung ausgenommen werde. Aber sie habe damals wie auch spä-
ter immer wieder abgelehnt, ihren Mann allein zu lassen. 

Die Heymanns zogen in eine kleinere Wohnung in Berlin-Schmar-
gendorf, behielten allerdings ihr Hausmädchen Hermine Stecher. Um den 
Verfolgungsdruck zu mindern, heirateten Hugo und Maria Heymann im 
Juli 1933 ein zweites Mal, und zwar katholisch in der St. Karl Borromäus-
Kirche in Berlin-Wilmersdorf. Später konvertierte er zum katholischen 
Glauben. Doch das besaß im antisemitischen Blick der Nationalsozialis-
ten keine Bedeutung. Hugo Heymann blieb in ihren Augen ein Jude, ob 
er sich katholisch trauen und taufen ließ oder nicht.

Die Nürnberger Rassegesetze vom September 1935 lösten bereits 
geschlossene Ehen wie die der Heymanns nicht auf, aber sie verlangten, 
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dass Hugo Heymann das Hausmädchen Hermine Stecher entlassen musste. 
Juden war die Beschäftigung von nicht jüdischen weiblichen Angestellten 
unter 45 Jahren nicht mehr gestattet. Eine unverhohlene antisemitische 
und sexistische Maßnahme, da sie unterstellte, dass alle jüdischen Männer 
nicht jüdischen Mädchen nachsteigen würden. Maria Heymann musste 
bei der Gestapo erscheinen und wurde aufgefordert, sich von ihrem Mann 
scheiden zu lassen.

Noch gingen die Geschäfte Heymanns weiter, aber die antisemitischen 
Beschränkungen trafen auch ihn mehr und mehr. 1935 verkaufte er ein 
weiteres Grundstück in Mannheim. Ab 1937, so Maria Heymann, hät-
ten sie nur noch vom eigenen Vermögen leben können. Wann erlischt die 
Hoffnung, weiter in Deutschland leben zu können? Wann wird der Druck 
zu groß, als dass man ihn noch ertragen könnte?

Um die Jahreswende 1937 / 38 wurde die Entscheidung zur Emigra-
tion nach Norwegen, wohin Heymann geschäftliche Verbindungen besaß, 
konkret. Im Frühjahr 1938 verkaufte Hugo Heymann seine Kunstper-
lenfabrik und bereitete den Verkauf einer dritten Immobilie in Köln vor. 
Doch während Heymann versuchte, die Geschäfte zu ordnen, zog sich die 
Schlinge immer mehr zu.

Die Gestapo lud ihn vor und beschuldigte ihn, Vermögenswerte heim-
lich zu verschieben. Er wurde drangsaliert, für mehrere Tage festgehal-
ten und misshandelt. Mit Drohungen, Gewalt und Gesetzen vertrieb das 
NS-Regime Juden aus Deutschland und beraubte sie zugleich ihres ganzen 
Vermögens. Mittlerweile saßen die Heymanns buchstäblich auf gepack-
ten Koffern. Die Wohnung war gekündigt, die Möbel waren verpackt. Sie 
selbst wohnten nun im Savoy Hotel in der Fasanenstraße. Hermine Ste-
cher, die den Heymanns verbunden blieb, berichtete nach dem Krieg, dass 
das Ehepaar unter der ständigen Angst vor drohender Verhaftung schwer 
gelitten habe. Die rettende Ausreise schien gefährdet, und dann beschlag-
nahmte die Kriminalpolizei das letzte Bargeld der Heymanns aus dem 
Hotelsafe.

Unter diesem Druck brach Hugo Heymann zusammen, wurde am 
4. Juni 1938 wegen Urämie ins St. Gertrauden-Krankenhaus eingeliefert 
und starb entkräftet einen Tag später im Alter von 56 Jahren. Seine Witwe 
blieb stets überzeugt, dass es die Folgen der Misshandlungen waren, die zu 
seinem Tod geführt hatten. Die Genehmigung zur Ausreise nach Norwe-
gen erreichte ihn nicht mehr lebend.

Maria Heymann blieb in Deutschland, heiratete ein zweites Mal und 
versuchte nach dem Krieg vergeblich, die Vermögenswerte, auch die Villa 
in Dahlem, rückerstattet zu bekommen. In den meisten Fällen erhielt 
sie allenfalls geringe Entschädigungssummen. Die Gerichte vermochten 



55Hugo Heymann und die Dienstvilla des Bundespräsidenten  –––––  55

keinen Verfolgungsdruck zu erkennen. Da Hugo Heymann bis 1938 in 
Deutschland geblieben sei, so argumentierte die Wiedergutmachungskam-
mer in Berlin 1951 zynisch, hätte er doch warten und einen besseren Ver-
kaufspreis erzielen können. Die bloße Furcht vor Verfolgung, so die Rich-
ter, sei noch kein Zwang zum Verkauf.

In der Pücklerstraße 14 wohnte Waldemar Gerber mit seiner Familie 
bis Anfang der 1950er Jahre. 1953 kaufte die AEG die Villa samt Grund-
stück und verwendete das Anwesen als Gästehaus, in dem auch Bundes-
kanzler Konrad Adenauer übernachtete, der mit dem AEG-Generaldirek-
tor Friedrich Spannrath bekannt war. 1962 verkaufte die AEG Grundstück 
und Villa an die Bundesrepublik Deutschland. Die Villa wurde vom Bun-
desbevollmächtigten für Berlin und später als Gästehaus der Bundesre-
gierung genutzt; hier wohnten unter anderen die Bundeskanzler Helmut 
Schmidt, Helmut Kohl und Gerhard Schröder bei ihren Berlin-Besuchen. 
Seit 2004 ist die Villa der dienstliche Wohnsitz des Bundespräsidenten. 
Auf Betreiben des Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier erinnert 
nun eine Gedenktafel vor dem Haus an das Schicksal von Hugo und Maria 
Heymann.

Eine frühere Version dieses Textes erschien am 6. September 2017 im »Tages
spiegel«.
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Die Villa in der Pücklerstraße

Eine Villa im Berliner Ortsteil Dahlem ist heute der dienstliche Wohnsitz des 
amtierenden Bundespräsidenten. Bis Februar 1933 lebte dort das Ehepaar 
Heymann, das unter der existenziellen Bedrohung durch die nationalsozialis
tische Herrschaft zum verlustreichen Verkauf seines Zuhauses genötigt wurde, 
denn der Kunstperlenfabrikant Hugo Heymann war jüdischer Herkunft. Ihm 
setzten wirtschaftliche und physische Verfolgung derart zu, dass er 1938 starb. 
Seine Ehefrau Maria überlebte mittellos und blieb in der Nachkriegszeit weit
gehend erfolglos in ihrem Bemühen um Anerkennung und Entschädigung für 
das erlittene Unrecht. Claudia Kramatschek erzählt diese belastete Geschichte 
des Wohnhauses des höchsten Repräsentanten der Bundesrepublik Deutsch
land mit viel Empathie. Ein ausführlicher Anhang dokumentiert die  archivalischen 
Spuren des Schicksals von Hugo und Maria Heymann. Dass es sich dabei nicht 
um einen Einzelfall handelte, unterstreichen die kontextualisierenden Beiträge 
der Historiker Christoph Kreutzmüller und Michael Wildt.
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